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Nr. 143

Änderungen und Ergänzungen zum 
Arbeitsvertragsrecht der bayerischen 

Diözesen – ABD –

Beschlüsse der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen 
Diözesen vom 22./23. März 2023 und vom 27. April 2023

–	�� ABD Teil B, 4. (Sonderregelungen für Beschäftigte als Lehrkräfte an 
Schulen in kirchlicher Trägerschaft)

	�� hier: Neufassung der Eingruppierungsregelungen für Lehrkräfte, bei denen 
die fachlichen und/oder pädagogischen Voraussetzungen für die Über-
nahme in das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind, sowie Änderungen in 
den SR-L und der Ordnung für Berufsbezeichnungen (OfB)

zum 1. August 2023

–	� ABD Teil A, 1. (Überstunden)
	� hier: Änderung von §§ 8 und 43

rückwirkend zum 1. Mai 2023

–	�� ABD Teil E sowie Folgeänderungen des Teils A, 1. (Auszubildende und 
Praktikanten)

	� hier: Einführung eines Teils E, 5.
zum 1. August 2023

Diese Änderung ist befristet bis zum 31. Juli 2025.

–	�� ABD Teil E (Auszubildende und Praktikanten)
	� hier: Änderungen

zum 1. August 2023

–	�� ABD Teil A, 1. (Allgemeiner Teil) und A, 2.3. (Zusätzliche Tätigkeitsmerk­
male für bestimmte Angestelltengruppen)

	�� hier: Umsetzung der Änderungsvereinbarung Nr. 17 vom 14. Juli 2022 zur 
durchgeschriebenen Fassung des TVöD für den Bereich Verwaltung im 
Bereich der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (TVöD-V) 
vom 7. Februar 2006 sowie der Änderungsvereinbarung Nr. 16 vom 14. Juli 
2022 zur durchgeschriebenen Fassung des TVöD für den Dienstleistungs-
bereich Pflege- und Betreuungseinrichtungen im Bereich der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände (TVöD-B) vom 1. August 2006

rückwirkend zum 1. November 2022
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–	�� ABD Teil A, 3. (Regelung zur Überleitung der Beschäftigten und des 
Übergangsrechts (RÜÜ))

	�� hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 19 vom 14. Juli 2022 zum 
Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten der kommunalen Arbeitge-
ber in den TVöD und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-VKA) vom 
13. September 2005

rückwirkend zum 1. November 2022

–	�� ABD Teil E, 1. (Regelungen für Auszubildende) und ABD Teil E, 2. (Rege­
lungen für Praktikantinnen und Praktikanten (PraktR)) und ABD Teil E, 4. 
(Regelungen für Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studien­
gängen)

	�� hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 12 vom 14. Juli 2022 zum 
Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes (TVAöD) – Beson-
derer Teil BBiG – vom 13. September 2005, des Änderungstarifvertrags  
Nr. 16 vom 14. Juli 2022 zum Tarifvertrag für Auszubildende des öffent
lichen Dienstes (TVAöD) – Besonderer Teil Pflege – vom 13. September 
2005, des Änderungstarifvertrags Nr. 9 vom 14. Juli 2022 zum Tarifvertrag 
für Praktikantinnen/Praktikanten des öffentlichen Dienstes (TVPöD) vom 
27. Oktober 2009 sowie des Änderungstarifvertrags Nr. 2 vom 14. Juli 2022 
zum Tarifvertrag für Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studi-
engängen im öffentlichen Dienst (TVSöD) vom 29. Januar 2020

rückwirkend zum 1. November 2022

–	� ABD Teil E, 1. (Regelung für Auszubildende)
	�� hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 12 vom 14. Juli 2022 zum 

Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes (TVAöD) – Allge-
meiner Teil vom 13. September 2005

rückwirkend zum 1. November 2022

–	�� ABD Teil C, 3. (Dienstordnung für Religionslehrerinnen und Religions­
lehrer im Kirchendienst)

	� hier: weitere Anrechnungsstunden für den Einsatz an mehreren Schulen
zum 1. September 2023

–	� ABD Teil A, 2.15. (Entgeltordnung für Pfarrhelferinnen und Pfarrhelfer)
	� hier: Änderungen

Die Änderungen des Artikels 1 treten rückwirkend
zum 1. September 2022 in Kraft.

Die Änderungen des Artikels 2 treten rückwirkend  
zum 1. April 2023 in Kraft.
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–	�� ABD Teil A, 1. (Abschnitt VII: Sonderregelungen (§§ 44–46)) und ABD Teil 
A, 2.3. (Zusätzliche Tätigkeitsmerkmale für bestimmte Angestellten­
gruppen) und ABD Teil A, 3. (Regelungen zur Überleitung der Beschäf­
tigten und des Übergangsrechts RÜÜ)

	�� hier: Neufassung der Entgeltordnung für Beschäftigte an offenen und ge-
bundenen Ganztagsschulen mit Folgeänderungen

zum 1. August 2023

–	�� ABD Teil D, 7. (Regelung über die Bewertung der Personalunterkünfte 
für Beschäftigte)

	� hier: Änderungen
rückwirkend zum 1. Januar 2023



2334

ABD Teil B, 4. 
(Sonderregelungen für Beschäftigte als Lehrkräfte 

an Schulen in kirchlicher Trägerschaft)
hier: Neufassung der Eingruppierungsregelungen für 

Lehrkräfte, bei denen die fachlichen und/oder 
pädagogischen Voraussetzungen für die Übernahme in 

das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind, sowie 
Änderungen in den SR-L und der Ordnung für Berufs

bezeichnungen (OfB)

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil B, 4.1.

Das ABD Teil B, 4.1. wird wie folgt geändert:

1. 	 ABD Teil B, 4.1.1. wird wie folgt geändert:

	 a)	� In Nr. 5 Abs. 2 werden nach dem Wort „Beamtenverhältnis“ die Wörter 
„an der betreffenden Schulart“ eingefügt.

	 b)	� In Nr. 5 Abs. 2 wird nach dem Wort „sind“ der Zusatz „(Erfüller)“ ein-
gefügt.

	 c)	� In Nr. 5 Abs. 3 wird Satz 2 gestrichen. Die Satzzählung zu Satz 1 wird 
gestrichen. 

	 d)	� In Nr. 5 Abs. 3 werden nach dem Wort „Beamtenverhältnis“ die Wörter 
„an der betreffenden Schulart“ eingefügt.

	 e)	� In Nr. 5 Abs. 3 wird nach dem Wort „sind“ der Zusatz „(Nichterfüller)“ 
eingefügt.

	 f)	� In Nr. 5. Abs. 3 werden nach dem Wort „höhergruppiert“ die Wörter 
„gemäß Anlage A, hilfsweise gemäß Anlage B“ durch die Wörter „ge-
mäß Teil B, 4.2.“ ersetzt.

	 g)	� Nr. 5 Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: „2Das Nähere regelt die 
Ordnung für Berufsbezeichnungen von arbeitsvertraglich beschäftig-
ten Lehrkräften an Schulen in kirchlicher Trägerschaft (OfB) gemäß 
ABD Teil B, 4.3.“

	 h)	� In Nr. 6 wird nach Abs. 7 die „1. Protokollnotiz zu Absatz 7“ um einen 
weiteren Satz wie folgt ergänzt:

		  �„1Unter einer uneingeschränkten Unterrichtsgenehmigung ist die zeitlich uneinge-
schränkte (= unbefristete) Unterrichtsgenehmigung für ein oder mehrere Fächer zu 
verstehen; eine Beschränkung auf einzelne Jahrgangsstufen ist unerheblich.“

		  Der bisher einzige Satz wird Satz 2 und erhält die Satzziffer 2.
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2. 	 ABD Teil B, 4.1.2. und 4.1.3. werden jeweils wie folgt geändert:

	� In Nr. 5 Abs. 2 werden nach dem Wort „Beamtenverhältnis“ die Wörter „an 
der betreffenden Schulart“ eingefügt.

	 a)	� In Nr. 5 Abs. 2 wird nach dem Wort „sind“ der Zusatz „(Erfüller)“ ein-
gefügt.

	 b)	� In Nr. 5 Abs. 3 wird Satz 2 gestrichen. Die Satzzählung zu Satz 1 wird 
gestrichen. 

	 c)	� In Nr. 5 Abs. 3 werden nach dem Wort „Beamtenverhältnis“ die Wörter 
„an der betreffenden Schulart“ eingefügt.

	 d)	� In Nr. 5 Abs. 3 wird nach dem Wort „sind“ der Zusatz „(Nichterfüller)“ 
eingefügt.

	 e)	� In Nr. 5. Abs. 3 werden nach dem Wort „höhergruppiert“ die Wörter 
„gemäß Anlage A, hilfsweise gemäß Anlage B“ durch die Wörter „ge-
mäß Teil B, 4.2.“ ersetzt.

	 f)	� Nr. 5 Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: „2Das Nähere regelt die 
Ordnung für Berufsbezeichnungen von arbeitsvertraglich beschäftig-
ten Lehrkräften an Schulen in kirchlicher Trägerschaft (OfB) gemäß 
ABD Teil B, 4.3.“

	 g)	� In Nr. 6 Abs. 6 wird Satz 2 wie folgt neu gefasst:

		  „Dies gilt nicht für Lehrkräfte nach Nr. 5 Abs. 3.“

3. 	 ABD Teil B, 4.1. wird wie folgt geändert:

	 a)	� In ABD Teil B, 4.1. wird die Bezeichnung der Anlage A wie folgt neu 
gefasst: 

		�  „Anlage A (Eingruppierungsrichtlinien für Lehrkräfte, deren Beschäfti-
gungsverhältnis vor dem 01.08.2023 begonnen hat)“

	 b)	� In ABD Teil B, 4.1. wird die Bezeichnung der Anlage B wie folgt neu 
gefasst: 

		�  „Anlage B (Eingruppierungsrichtlinien für Lehrkräfte, deren Beschäfti-
gungsverhältnis vor dem 01.08.2023 begonnen hat)“

	 c)	� In ABD Teil B, 4.1. wird die Bezeichnung der Anlage C wie folgt neu 
gefasst: 

		�  „Anlage C (Bewährungsaufstieg für Lehrkräfte, deren Beschäfti-
gungsverhältnis vor dem 01.08.2023 begonnen hat)“

4. 	 ABD Teil B, 4.1. Anlage D, Abschnitt A wird wie folgt geändert:

	 a)	� Unter Nr. 4.5.1 Anlassbeurteilung wird die Überschrift „4.5.1.1“ ein-
gefügt.

	 b)	� Nach der Überschrift „4.5.1.1“ wird Folgendes eingefügt: 

		�  „4.5.1.1.1 Für Lehrkräfte nach ABD Teil B, 4.1. Nr. 5 Abs. 3 ist zum 
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Ende der Bewährungszeit eine Anlassbeurteilung zu erstellen, sofern 
sie nicht bereits innerhalb eines Jahres vor Ablauf der Bewährungs-
zeit turnusmäßig beurteilt worden sind. Die Nrn. 4.1.2.4 bis 4.2.1.9 
gelten entsprechend.“ 

	 c)	� Es wird eine neue Nummer 4.5.1.1.2 eingefügt. Satz 1 der bisherigen 
Nummer 4.5.1.1 wird Text der neuen Nummer 4.5.1.1.2. 

		�  In diesem Satz werden die Wörter „unter Verwendung des Formulars 
„Anlassbeurteilung“ gestrichen.

	 d)	� Es wird eine neue Nummer 4.5.1.1.3 eingefügt. Der bisherige Satz 2 
der Nummer 4.5.1.1 wird zur neuen Nummer 4.5.1.1.3.

	 e)	� In Nummer 4.5.1.2 wird die Nummerierung „Nr. 4.5.1.1“ durch die 
Nummerierung „Nr. 4.5.1.1.2“ ersetzt.

Artikel 2 
Änderungen des ABD Teil B, 4.2.

Das ABD Teil B, 4.2. wird wie folgt geändert:

1.	� Die Überschrift „Regelung zur Überleitung von Lehrkräften an Schulen in 
kirchlicher Trägerschaft (RÜ-L)“ wird geändert in „Eingruppierung und 
Höhergruppierung von Lehrkräften, die die fachlichen und pädagogischen 
Voraussetzungen für die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an der 
betreffenden Schulart nicht erfüllen“.

2.	� Der Wortlaut des Teils B, 4.2 wird wie folgt neu gefasst:

	� „Vorbemerkung: Diese Eingruppierungsregelungen gelten für Lehrkräfte 
mit Beschäftigungsbeginn nach dem 31.07.2023. Für die Ein- und Höher-
gruppierung von Lehrkräften, deren Arbeitsverhältnis bereits vor dem 
01.08.2023 bestand, gelten ABD Teil B, 4.1. Anlagen A, B und C bis zum 
Inkrafttreten eines Überleitungsrechts am 01.01.2024 weiter.“

Abschnitt A – Grundsätzliche Regelungen 

§ 1  
Eingruppierung

Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die 
Übernahme in ein Beamtenverhältnis an der betreffenden Schulart nicht erfüllen 
(Nichterfüller), werden nach Abschnitt B eingruppiert.
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§ 2  
Höhergruppierung

(1) 	� Lehrkräfte nach § 1 werden nach Erfüllung der in Abschnitt B in der jewei-
ligen Fallgruppe vorgesehenen Bewährungszeit höhergruppiert. 

(2) 	� 1Sofern in einer Fallgruppe in Abschnitt B nicht anderweitig geregelt, ist 
das Erfordernis der Bewährung erfüllt, wenn die Lehrkraft in der dienst
lichen Beurteilung zum Ende der Bewährungszeit mindestens die Bewer-
tungsstufe „Leistung, die den Anforderungen voll entspricht – VE“ erreicht 
hat. 2Als Beurteilung zum Ende der Bewährungszeit gilt auch eine turnus-
mäßige Beurteilung, die nicht länger als ein Jahr zurückliegt.

§ 3  
Berücksichtigung von Vordienstzeiten

(1) 	� Bei der Berechnung der Bewährungszeit sind folgende Vordienstzeiten zu 
berücksichtigen:

	 –	� Zeiten einer Tätigkeit als Lehrkraft in derselben Besoldungsgruppe an 
einer Schule derselben Schulart bei Arbeitgebern, die das ABD an-
wenden, 

	 –	� Zeiten einer Tätigkeit als Lehrkraft in der entsprechenden Ent
geltgruppe an einer Schule derselben Schulart bei Arbeitgebern in 
Bayern, die die AVR-Caritas anwenden,

	 –	� Zeiten einer Tätigkeit als Lehrkraft in derselben Besoldungsgruppe 
oder entsprechenden Entgeltgruppe an einer Schule derselben Schul-
art beim Freistaat Bayern oder bei bayerischen kommunalen Gebiets-
körperschaften oder bei einem staatlichen oder kommunalen Träger 
außerhalb Bayerns.

(2) 	� Bei der Berechnung der Bewährungszeit sollen folgende Vordienstzeiten 
berücksichtigt werden:

	 –	� Zeiten einer Tätigkeit als Lehrkraft in derselben Besoldungsgruppe 
oder einer entsprechenden Entgeltgruppe an einer Schule einer ver-
gleichbaren Schulart bei einem staatlichen oder kommunalen Träger 
außerhalb Bayerns (innerhalb der Bundesrepublik Deutschland), 

	 –	� Zeiten einer Tätigkeit als Lehrkraft in derselben Besoldungsgruppe 
oder einer entsprechenden Entgeltgruppe an einer staatlich aner-
kannten Ersatzschule* derselben oder einer vergleichbaren Schulart 
bei einem Träger außerhalb Bayerns (innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland), der unter den Zuständigkeitsbereich einer nach Art. 9 
GrO gebildeten Kommission fällt, 

	 –	� Zeiten einer Tätigkeit als Lehrkraft in derselben Besoldungsgruppe 
oder einer entsprechenden Entgeltgruppe an einer staatlich aner-
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kannten Ersatzschule* derselben oder einer vergleichbaren Schulart 
bei einem sonstigen Träger (z. B. Mitgliedsschule der Evangelischen 
Schulstiftung Bayern).

		  �*Als staatlich anerkannte Ersatzschulen gelten auch die Ersatzschulen in Nordrhein-
Westfalen außer den Ersatzschulen eigener Art.

(3) 	� Bei der Berechnung der Bewährungszeit können folgende Vordienstzeiten 
ganz oder teilweise berücksichtigt werden:

	 –	� Zeiten einer Tätigkeit als Lehrkraft an einer vergleichbaren anerkann-
ten deutschen Auslandsschule,

	 –	� Zeiten einer Tätigkeit als Lehrkraft an einer Schule einer anderen 
Schulart innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, 

	 –	� Zeiten einer sonstigen für die Tätigkeit als Lehrkraft förderlichen Tä-
tigkeit innerhalb oder außerhalb des Schuldienstes (z. B. Tätigkeit in 
der Ausbildung von Lehrkräften an einer Hochschule).

(4) 	� 1Berücksichtigt werden nur Vordienstzeiten in einem hauptberuflichen Be-
schäftigungsverhältnis. 2Die Vordienstzeiten müssen grundsätzlich unun-
terbrochen bis zum Beginn der Tätigkeit beim Schulträger zurückgelegt 
worden sein. 3Unterbrechungen von bis zu einem Schulhalbjahr (z. B. bei 
einem Arbeitgeberwechsel) sind unschädlich. 

(5) 	 Als Vordienstzeit gelten auch

	 a)	� Zeiten der Inanspruchnahme von Elternzeit oder Pflegezeit sowie 
einer familienpolitischen Beurlaubung im Umfang von bis zu 36 Mo-
naten pro Kind / pflegebedürftigem Angehörigen sowie 

	 b)	� Zeiten eines Sonderurlaubs, welcher dienstlichen Interessen oder 
öffentlichen bzw. kirchlichen Belangen dient, im Umfang von bis zu  
sechs Jahren, 	

	� sofern diese Zeiten während des berücksichtigungsfähigen Beschäfti-
gungsverhältnisses zurückgelegt wurden.

§ 4  
Ein- und Höhergruppierung im Falle der Berücksichtigung von 

Vordienstzeiten

(1) 	� 1Wurde die Lehrkraft während einer Tätigkeit an einer Schule derselben 
Schulart bei einem Träger, der das ABD anwendet, beim Freistaat Bayern 
oder bei einer bayerischen kommunalen Gebietskörperschaft bereits 
aufgrund Bewährungsaufstiegs höhergruppiert, so wird sie ab Aufnahme 
der neuen Tätigkeit in die entsprechende höhere Besoldungsgruppe 
eingruppiert; bei einem ABD-Träger in der höheren Besoldungsgruppe 
zurückgelegte Zeiten gelten als Bewährungszeiten für einen weiteren 
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Bewährungsaufstieg, sofern dieser nach Abschnitt B vorgesehen ist. 
2Wurde die Lehrkraft während einer nach § 3 Abs. 2 oder 3 berücksichtig-
ten Tätigkeit bereits aufgrund Bewährungsaufstiegs höhergruppiert, so 
kann sie ab Aufnahme der neuen Tätigkeit in die entsprechende höhere 
Besoldungsgruppe eingruppiert werden, wenn die Tätigkeit als Vordienst-
zeit angerechnet wird und die nach Abschnitt B erforderliche Bewährungs-
zeit erfüllt ist. 

(2) 	� 1Ist die Bewährungszeit aufgrund der Berücksichtigung von Vordienstzei-
ten bereits bei Aufnahme der neuen Tätigkeit vollständig erfüllt und ist 
während dieser Vordienstzeit keine Höhergruppierung aufgrund eines Be-
währungsaufstiegs erfolgt, so ist vorbehaltlich Satz 3 für die Höhergrup-
pierung eine Beurteilung der Tätigkeit beim Schulträger erforderlich. 2Die 
Beurteilung erfolgt als Anlassbeurteilung zum Ablauf des ersten Jahres 
der Tätigkeit. 3Liegt für die zu berücksichtigende Vordienstzeit bereits eine 
Beurteilung zum Ende der Bewährungszeit oder eine nicht länger als ein 
Jahr zurückliegende turnusmäßige Beurteilung vor, so wird die Lehrkraft 
ab Aufnahme der neuen Tätigkeit in die entsprechende höhere Besol-
dungsgruppe eingruppiert; dies gilt nur für eine Beurteilung eines Schul
trägers, der das ABD anwendet.

Abschnitt B – Eingruppierungsregelungen

Teil 1: Grundschulen

a)	� Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einer anderen Schulart 
erfüllen

	� 1Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einer Mittelschule, einer Real-
schule, einem Gymnasium oder einer beruflichen Schule erfüllen, werden 
bei einem Einsatz an der Grundschule ein- und höhergruppiert wie Lehr-
kräfte mit der Lehramtsbefähigung für Grundschulen; dies gilt nicht für 
Fachlehrerinnen und Fachlehrer.

	� 2Lehrkräfte mit Qualifikation als Fachlehrkraft an beruflichen Schulen wer-
den bei einem Einsatz an der Grundschule ein- und höhergruppiert wie 
Lehrkräfte mit Erster und Zweiter Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften an 
Grund-, Mittel-, Real- und Förderschule, es sei denn, eine Eingruppierung 
nach b) ist für sie günstiger; dies ist insbesondere dann der Fall, wenn sie 
aufgrund ihrer Tätigkeit und Ausbildung Fallgruppe 3 zuzuordnen sind.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nummer 1)
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b)	� Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an keiner Schulart erfüllen

Fallgruppe 1

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Lehrerinnen bzw. Lehrern mit abgeschlossener 
wissenschaftlicher Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums eine Unter-
richtsgenehmigung für mindestens ein Fach einer Fächerverbindung nach  
LPO I für alle Jahrgangsstufen haben

•	� Besoldungsgruppe A 11

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 12

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 5, 6, 7, 11, 12)

Fallgruppe 2

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Lehrerinnen bzw. Lehrern mit abgeschlossener 
wissenschaftlicher Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums eine nicht 
alle Jahrgangsstufen umfassende Unterrichtsgenehmigung für mindestens ein 
Fach einer Fächerverbindung nach LPO I haben

•	� Besoldungsgruppe A 10

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 11

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 5, 6, 8, 11, 12)

Fallgruppe 3

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Lehrerinnen bzw. Lehrern mit abgeschlossener 
Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums eine Unterrichtsgenehmigung 
für mindestens ein Fach einer Fächerverbindung nach LPO I haben

•	� Besoldungsgruppe A 10

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 11

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 4, 5, 6, 9, 11, 12)
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Fallgruppe 4

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Lehrerinnen bzw. Lehrern mit Ausbildung nach 
den Fallgruppen 1 bis 3, die Unterricht in mindestens einem Fach einer Fächer-
verbindung nach LPO I erteilen und für deren Tätigkeit nur eine Duldung des 
Unterrichtseinsatzes aufgrund ihres Studiums vorliegt, werden jeweils eine Be-
soldungsgruppe niedriger eingruppiert als die entsprechenden Lehrkräfte mit 
Unterrichtsgenehmigung, jedoch mindestens wie Lehrkräfte nach Fallgruppe 5.

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 4, 5, 6, 11, 12)

Fallgruppe 5

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Lehrerinnen bzw. Lehrern, die Unterricht in min-
destens einem Fach einer Fächerverbindung nach LPO I erteilen und hinsicht-
lich der Ausbildung nicht mindestens die Voraussetzungen für Fallgruppe 3 er-
füllen, soweit nicht in den Fallgruppen 6 bis 8

•	� Besoldungsgruppe A 9

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 10

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 10, 11, 12)

Fallgruppe 6

Fallgruppe 6.1

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern

–	� mit abgeschlossener Ausbildung am Staatsinstitut für die Ausbildung von 
Fachlehrern ohne Vorbereitungsdienst oder 

–	� mit gleichwertiger abgeschlossener Ausbildung,

die aufgrund ihrer Ausbildung eine Unterrichtsgenehmigung für mindestens 
zwei Fächer nach ZAPO-F I (Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für die Erste Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften) haben

•	� Besoldungsgruppe A 9

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 10

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
bewertungsabhängigen Bewährungszeit, die der Wartezeit nach § 4 Abs. 1 OfB 
entspricht

•	� Besoldungsgruppe A 11
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Fallgruppe 6.2 

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern

–	� mit abgeschlossener Ausbildung am Staatsinstitut für die Ausbildung von 
Fachlehrern ohne Vorbereitungsdienst oder 

–	� mit gleichwertiger abgeschlossener Ausbildung, 

die aufgrund ihrer Ausbildung eine Unterrichtsgenehmigung für ein Fach nach 
ZAPO-F I haben

•	� Besoldungsgruppe A 9 

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 10

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 14, 16)

Fallgruppe 7

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern mit Ausbil-
dung nach Fallgruppe 6.1 und 6.2, für deren Tätigkeit nur eine Duldung des 
Unterrichtseinsatzes aufgrund ihrer Ausbildung vorliegt, werden jeweils eine 
Besoldungsgruppe niedriger eingruppiert als die entsprechenden Lehrkräfte 
der Fallgruppe 6.1 und 6.2 mit Unterrichtsgenehmigung.

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 14, 16)

Fallgruppe 8

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern

–	� mit sonstiger einschlägiger abgeschlossener Ausbildung oder

–	� ohne abgeschlossene einschlägige Ausbildung 

•	� Besoldungsgruppe A 8

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 14, 17)
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Teil 2: Mittelschulen

a)	� Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einer anderen Schulart er­
füllen

1Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die 
Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einer Realschule, einem Gymnasium 
oder einer beruflichen Schule erfüllen, werden bei einem Einsatz an der Mittel-
schule ein- und höhergruppiert wie Lehrkräfte mit der Lehramtsbefähigung für 
Mittelschulen; dies gilt nicht für Fachlehrkräfte.

2Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die 
Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einer Grundschule erfüllen, werden bei 
einem Einsatz an der Mittelschule entsprechend ihrer Lehramtsbefähigung ein- 
und höhergruppiert, es sei denn, eine Eingruppierung nach b) ist für sie günsti-
ger; dies gilt nicht für Fachlehrkräfte. 

3Lehrkräfte mit Qualifikation als Fachlehrkraft an beruflichen Schulen werden 
bei einem Einsatz an der Mittelschule ein- und höhergruppiert wie Lehrkräfte 
mit Erster und Zweiter Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften an Grund-, Mittel-, 
Real- und Förderschule, es sei denn, eine Eingruppierung nach b) ist für sie 
günstiger; dies ist insbesondere dann der Fall, wenn sie aufgrund ihrer Tätigkeit 
und Ausbildung Fallgruppe 3 zuzuordnen sind.
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)

b)	� Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an keiner Schulart erfüllen

Fallgruppe 1

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Lehrerinnen bzw. Lehrern mit abgeschlossener 
wissenschaftlicher Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums eine Unter-
richtsgenehmigung für mindestens ein Fach einer Fächerverbindung nach  
LPO I für alle Jahrgangsstufen haben

•	� Besoldungsgruppe A 11

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 12

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 5, 6, 7, 11, 12)



2344

Fallgruppe 2

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Lehrerinnen bzw. Lehrern mit abgeschlossener 
wissenschaftlicher Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums eine nicht 
alle Jahrgangsstufen umfassende Unterrichtsgenehmigung für mindestens ein 
Fach einer Fächerverbindung nach LPO I haben

•	� Besoldungsgruppe A 10

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 11

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 5, 6, 8, 11, 12)

Fallgruppe 3

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Lehrerinnen bzw. Lehrern mit abgeschlossener 
Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums eine Unterrichtsgenehmigung 
für mindestens ein Fach einer Fächerverbindung nach LPO I haben

•	� Besoldungsgruppe A 10

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 11

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 4, 5, 6, 9, 11, 12)

Fallgruppe 4

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Lehrerinnen bzw. Lehrern mit Ausbildung nach 
den Fallgruppen 1 bis 3, die Unterricht in mindestens einem Fach einer Fächer-
verbindung nach LPO I erteilen und für deren Tätigkeit nur eine Duldung des 
Unterrichtseinsatzes aufgrund ihres Studiums vorliegt, werden jeweils eine Be-
soldungsgruppe niedriger eingruppiert als die entsprechenden Lehrkräfte mit 
Unterrichtsgenehmigung, jedoch mindestens wie Lehrkräfte nach Fallgruppe 5.

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 4, 5, 6, 11, 12)

Fallgruppe 5

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Lehrerinnen bzw. Lehrern, die Unterricht in min-
destens einem Fach einer Fächerverbindung nach LPO I erteilen und hinsicht-
lich der Ausbildung nicht mindestens die Voraussetzungen für Fallgruppe 3 er-
füllen, soweit nicht in den Fallgruppen 6 bis 8

•	� Besoldungsgruppe A 9
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nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 10

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 10, 11, 12)

Fallgruppe 6

Fallgruppe 6.1

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern

–	� mit abgeschlossener Ausbildung am Staatsinstitut für die Ausbildung von 
Fachlehrern ohne Vorbereitungsdienst oder

–	� mit gleichwertiger abgeschlossener Ausbildung, 

die aufgrund ihrer Ausbildung eine Unterrichtsgenehmigung für mindestens 
zwei Fächer nach ZAPO-F I (Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für die Erste Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften) haben

•	� Besoldungsgruppe A 9

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 10

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
bewertungsabhängigen Bewährungszeit, die der Wartezeit nach § 4 Abs. 1 OfB 
entspricht

•	� Besoldungsgruppe A 11

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 14, 15, 16)

Fallgruppe 6.2

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern

–	� mit abgeschlossener Ausbildung am Staatsinstitut für die Ausbildung von 
Fachlehrern ohne Vorbereitungsdienst oder 

–	� mit gleichwertiger abgeschlossener Ausbildung, 

die aufgrund ihrer Ausbildung eine Unterrichtsgenehmigung für ein Fach nach 
ZAPO-F I haben

•	� Besoldungsgruppe A 9 

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 10

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 14, 16)
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Fallgruppe 7

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern

mit Ausbildung nach den Fallgruppen 6.1 und 6.2, für deren Tätigkeit nur eine 
Duldung des Unterrichtseinsatzes aufgrund ihrer Ausbildung vorliegt, werden 
jeweils eine Besoldungsgruppe niedriger eingruppiert als die entsprechenden 
Lehrkräfte der Fallgruppen 6.1 und 6.2 mit Unterrichtsgenehmigung.

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 14, 16)

Fallgruppe 8

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern

–	� mit sonstiger einschlägiger abgeschlossener Ausbildung oder

–	� ohne abgeschlossene einschlägige Ausbildung 

•	� Besoldungsgruppe A 8

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 14, 17)

Teil 3: Realschulen

a)	� Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einer anderen Schulart er­
füllen

1Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die 
Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einem Gymnasium oder an einer beruf-
lichen Schule erfüllen, werden bei einem Einsatz an der Realschule ein- und 
höhergruppiert wie Lehrkräfte mit der Lehramtsbefähigung für Realschulen; 
dies gilt nicht für Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrer.

2Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die 
Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einer Grundschule oder einer Mittel-
schule erfüllen, werden bei einem Einsatz an der Realschule entsprechend ihrer 
Lehramtsbefähigung ein- und höhergruppiert, es sei denn, eine Eingruppierung 
nach b) ist für sie günstiger; dies gilt nicht für Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrer. 

3Lehrkräfte mit Qualifikation als Fachlehrkraft an beruflichen Schulen werden 
bei einem Einsatz an der Realschule ein- und höhergruppiert wie Lehrkräfte mit 
Erster und Zweiter Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften an Grund-, Mittel-, 
Real- und Förderschulen, es sei denn, eine Eingruppierung nach b) ist für sie 
günstiger; dies ist insbesondere dann der Fall, wenn sie aufgrund ihrer Tätigkeit 
und Ausbildung Fallgruppe 3 zuzuordnen sind.

(Hierzu Protokollerklärung Nummer 1)



2347

�b)	� Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an keiner Schulart erfüllen

Fallgruppe 1

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten an der Real-
schule mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, die auf-
grund ihres Studiums eine Unterrichtsgenehmigung für mindestens ein Fach 
einer Fächerverbindung nach LPO I für alle Jahrgangsstufen haben

•	� Besoldungsgruppe A 12

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 13

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 5, 6, 7, 11, 12)

Fallgruppe 2

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten an der Real-
schule mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, die aufgrund 
ihres Studiums eine nicht alle Jahrgangsstufen umfassende Unterrichtsgeneh-
migung für mindestens ein Fach einer Fächerverbindung nach LPO I haben

•	� Besoldungsgruppe A 11

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

�•	� Besoldungsgruppe A 12

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 5, 6, 8, 11, 12)

Fallgruppe 3

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten an der Real-
schule mit abgeschlossener Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums 
eine Unterrichtsgenehmigung für mindestens ein Fach einer Fächerverbindung 
nach LPO I haben

•	� Besoldungsgruppe A 10

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 11

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
bewertungsabhängigen Bewährungszeit, die der Wartezeit nach § 4 Abs. 1 OfB 
entspricht
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•	� Besoldungsgruppe A 12

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 4, 5, 6, 9, 11, 12)

Fallgruppe 4

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten an der Real-
schule mit Ausbildung nach den Fallgruppen 1 bis 3, die Unterricht in mindes-
tens einem Fach einer Fächerverbindung nach LPO I erteilen und für deren 
Tätigkeit nur eine Duldung des Unterrichtseinsatzes aufgrund ihres Studiums 
vorliegt, werden jeweils eine Besoldungsgruppe niedriger eingruppiert als die 
entsprechenden Lehrkräfte mit Unterrichtsgenehmigung, jedoch mindestens 
wie Lehrkräfte nach Fallgruppe 5.

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 4, 5, 6, 11, 12)

Fallgruppe 5

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten an der Real-
schule, die Unterricht in mindestens einem Fach einer Fächerverbindung nach 
LPO I erteilen und hinsichtlich der Ausbildung nicht mindestens die Vorausset-
zungen für Fallgruppe 3 erfüllen, soweit nicht in den Fallgruppen 6 bis 8

•	� Besoldungsgruppe A 10 

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 11

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 10, 11, 12)

Fallgruppe 6

Fallgruppe 6.1

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern

–	� mit abgeschlossener Ausbildung am Staatsinstitut für die Ausbildung von 
Fachlehrern ohne Vorbereitungsdienst oder 

–	� mit gleichwertiger abgeschlossener Ausbildung, 

die aufgrund ihrer Ausbildung eine Unterrichtsgenehmigung für mindestens 
zwei Fächer nach ZAPO-F I (Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für die Erste Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften) haben

•	� Besoldungsgruppe A 9

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 10
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nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
bewertungsabhängigen Bewährungszeit, die der Wartezeit nach § 4 Abs. 1 OfB 
entspricht

•	� Besoldungsgruppe A 11

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 14, 15, 16)

Fallgruppe 6.2

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern

–	� mit abgeschlossener Ausbildung am Staatsinstitut für die Ausbildung von 
Fachlehrern ohne Vorbereitungsdienst oder

–	� mit gleichwertiger abgeschlossener Ausbildung, 

die aufgrund ihrer Ausbildung eine Unterrichtsgenehmigung für ein Fach nach 
ZAPO-F I haben

•	� Besoldungsgruppe A 9 

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 10

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 14, 16)

Fallgruppe 7

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern mit Ausbil-
dung nach den Fallgruppen 6.1 und 6.2, für deren Tätigkeit nur eine Duldung 
des Unterrichtseinsatzes aufgrund ihrer Ausbildung vorliegt, werden jeweils 
eine Besoldungsgruppe niedriger eingruppiert als die entsprechenden Lehr
kräfte der Fallgruppen 6.1 und 6.2 mit Unterrichtsgenehmigung.

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 14, 16)

Fallgruppe 8

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern

–	� mit sonstiger einschlägiger abgeschlossener Ausbildung oder

–	� ohne abgeschlossene einschlägige Ausbildung 

•	� Besoldungsgruppe A 8

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 14, 17)
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Teil 4: Gymnasien

a)	� Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einer anderen Schulart er­
füllen

(1) 	� 1Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einer Grundschule, einer Mit-
telschule oder einer Realschule erfüllen, werden bei einem Einsatz am 
Gymnasium entsprechend ihrer Lehramtsbefähigung ein- und höhergrup-
piert, es sei denn, eine Eingruppierung nach b) ist für sie günstiger. 2Dies 
gilt auch für Lehrkräfte mit Qualifikation als Fachlehrkraft an beruflichen 
Schulen. 

(2) 	� 1Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einer beruflichen Schule erfül-
len, werden bei einem Einsatz am Gymnasium entsprechend ihrer Lehr-
amtsbefähigung ein- und höhergruppiert. 2Dies gilt auch für Lehrkräfte mit 
Erster und Zweiter Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften an Grund-, Mit-
tel-, Real- und Förderschulen. 

(Hierzu Protokollerklärung Nummer 1)

�b)	� Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an keiner Schulart erfüllen

Fallgruppe 1

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten mit abge-
schlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums 
eine Unterrichtsgenehmigung für mindestens ein Fach einer Fächerverbindung 
nach LPO I für alle Jahrgangsstufen haben

•	� Besoldungsgruppe A 13 

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
bewertungsabhängigen Bewährungszeit, die der Wartezeit nach § 4 Abs. 1 OfB 
entspricht

•	� Besoldungsgruppe A 14

bei Erfüllung der Voraussetzungen entsprechend § 5 Abs. 2 OfB 

•	� Besoldungsgruppe A 15

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 5, 6, 7, 11, 12)
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Fallgruppe 2

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten mit abge-
schlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums 
eine nicht alle Jahrgangsstufen umfassende Unterrichtsgenehmigung für min-
destens ein Fach einer Fächerverbindung nach LPO I haben

•	� Besoldungsgruppe A 12 

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren

•	� Besoldungsgruppe A 13

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 5, 6, 8, 11, 12)

Fallgruppe 3

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten mit abge-
schlossener Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums eine Unterrichts-
genehmigung für mindestens ein Fach einer Fächerverbindung nach LPO I 
haben

•	� Besoldungsgruppe A 11 

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren

•	� Besoldungsgruppe A 12

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 4, 5, 6, 9, 11, 12)

Fallgruppe 4

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten mit Ausbil-
dung nach den Fallgruppen 1 bis 3, die Unterricht in mindestens einem Fach 
einer Fächerverbindung nach LPO I erteilen und für deren Tätigkeit nur eine 
Duldung des Unterrichtseinsatzes aufgrund ihres Studiums vorliegt, werden je-
weils eine Besoldungsgruppe niedriger eingruppiert als die entsprechenden 
Lehrkräfte mit Unterrichtsgenehmigung, jedoch mindestens wie Lehrkräfte 
nach Fallgruppe 5.

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 4, 5, 6, 11, 12)

Fallgruppe 5

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten, die Unterricht 
in mindestens einem Fach einer Fächerverbindung nach LPO I erteilen und hin-
sichtlich der Ausbildung nicht mindestens die Voraussetzungen für Fallgruppe 3 
erfüllen, soweit nicht in den Fallgruppen 6 bis 8
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•	� Besoldungsgruppe A 10 

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren

•	� Besoldungsgruppe A 11

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 10, 11, 12)

Fallgruppe 6

Fallgruppe 6.1

Lehrkräfte

–	� mit abgeschlossener Ausbildung am Staatsinstitut für die Ausbildung von 
Fachlehrern ohne Vorbereitungsdienst oder

–	� mit gleichwertiger abgeschlossener Ausbildung, 

die aufgrund ihrer Ausbildung eine Unterrichtsgenehmigung für mindestens 
zwei Fächer oder für Kunst oder Musik haben

•	� Besoldungsgruppe A 9

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren

•	� Besoldungsgruppe A 10

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
bewertungsabhängigen Bewährungszeit, die der Wartezeit nach § 4 Abs. 1 OfB 
entspricht

•	� Besoldungsgruppe A 11

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 16)

Fallgruppe 6.2

Lehrkräfte

–	� mit abgeschlossener Ausbildung am Staatsinstitut für die Ausbildung von 
Fachlehrern ohne Vorbereitungsdienst oder 

–	� mit gleichwertiger abgeschlossener Ausbildung, 

die aufgrund ihrer Ausbildung eine Unterrichtsgenehmigung für ein Fach haben, 
sofern nicht in der Fallgruppe 6.1 

•	� Besoldungsgruppe A 9 

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren

•	� Besoldungsgruppe A 10
(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 16)
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Fallgruppe 7

Lehrkräfte mit Ausbildung nach den Fallgruppen 6.1 und 6.2, für deren Tätigkeit 
nur eine Duldung des Unterrichtseinsatzes aufgrund ihrer Ausbildung vorliegt, 
werden jeweils eine Besoldungsgruppe niedriger eingruppiert als die entspre-
chenden Lehrkräfte der Fallgruppen 6.1 und 6.2 mit Unterrichtsgenehmigung.

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 16)

Fallgruppe 8

Lehrkräfte

–	� mit sonstiger einschlägiger abgeschlossener Ausbildung oder

–	� ohne abgeschlossene einschlägige Ausbildung 

•	� Besoldungsgruppe A 8

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 17)

Teil 5: Berufliche Schulen

a)	� Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einer anderen Schulart 
erfüllen

1Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die 
Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einer Grundschule, einer Mittelschule 
oder einer Realschule erfüllen, werden bei einem Einsatz an der beruflichen 
Schule entsprechend ihrer Lehramtsbefähigung ein- und höhergruppiert, es sei 
denn, eine Eingruppierung nach b) ist für sie günstiger.

2Lehrkräfte mit Erster und Zweiter Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften an 
Grund-, Mittel-, Real- und Förderschulen werden bei einem Einsatz an der 
beruflichen Schule entsprechend ihrer Lehramtsbefähigung ein- und höher-
gruppiert.

3Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die 
Übernahme in ein Beamtenverhältnis an einem Gymnasium erfüllen, werden bei 
einem Einsatz an einer beruflichen Schule ein- und höhergruppiert wie Lehr
kräfte mit der Lehramtsbefähigung für berufliche Schulen.

(Hierzu Protokollerklärung Nummer 1)
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�b)	� Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an keiner Schulart erfüllen

Fallgruppe 1

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten mit abge-
schlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums 
eine Unterrichtsgenehmigung für mindestens ein Fach nach LPO I oder für eine 
berufliche Fachrichtung für alle Jahrgangsstufen haben

•	� Besoldungsgruppe A 13 

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
bewertungsabhängigen Bewährungszeit, die der Wartezeit nach § 4 Abs. 1 OfB 
entspricht

•	� Besoldungsgruppe A 14

bei Erfüllung der Voraussetzungen entsprechend § 5 Abs. 2 OfB

•	� Besoldungsgruppe A 15

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 5, 6, 7, 11, 12, 13)

Fallgruppe 2

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten mit abge-
schlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums 
eine nicht alle Jahrgangsstufen umfassende Unterrichtsgenehmigung für min-
destens ein Fach nach LPO I oder für eine berufliche Fachrichtung haben

•	� Besoldungsgruppe A 12 

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren

•	� Besoldungsgruppe A 13

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 5, 6, 8, 11, 12, 13)

Fallgruppe 3

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten mit abge-
schlossener Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums eine Unterrichts-
genehmigung für mindestens ein Fach nach LPO I oder für eine berufliche 
Fachrichtung haben

•	� Besoldungsgruppe A 11 
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nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 12

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 4, 5, 6, 9, 11, 12, 13)

Fallgruppe 4

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten mit Ausbil-
dung nach den Fallgruppen 1 bis 3, die Unterricht in mindestens einem Fach 
nach LPO I oder in einer beruflichen Fachrichtung erteilen und für deren Tätig-
keit nur eine Duldung des Unterrichtseinsatzes aufgrund ihres Studiums vor-
liegt, werden jeweils eine Besoldungsgruppe niedriger eingruppiert als die ent-
sprechenden Lehrkräfte mit Unterrichtsgenehmigung, jedoch mindestens wie 
Lehrkräfte nach Fallgruppe 5.

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 3, 4, 5, 6, 11, 12, 13)

Fallgruppe 5

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten, die Unterricht 
in mindestens einem Fach nach LPO I oder einer beruflichen Fachrichtung er-
teilen und hinsichtlich der Ausbildung nicht mindestens die Voraussetzungen 
für Fallgruppe 3 erfüllen, soweit nicht in den Fallgruppen 6 bis 8

•	� Besoldungsgruppe A 10 

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 11

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 2, 10, 11, 12, 13)

Fallgruppe 6

Fallgruppe 6.1

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern mit abge-
schlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder abgeschlossener Hoch
schulbildung, die aufgrund ihres Studiums eine Unterrichtsgenehmigung für 
mindestens ein Fach haben, das ausschließlich der dritten Qualifikationsebene 
zuzuordnen ist

•	� Besoldungsgruppe A 10

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 11
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nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
bewertungsabhängigen Bewährungszeit, die der Wartezeit nach § 4 Abs. 1 OfB 
entspricht

•	� Besoldungsgruppe A 12

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 3, 4, 5, 6, 11, 18)

Fallgruppe 6.2

�Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern

–	� mit einer Vor- oder Ausbildung, die nach der Qualifikationsverordnung für 
Fachlehrkräfte (QualVFL) den Zugang zum Vorbereitungsdienst eröffnet 
(sofern nicht bereits in der Fallgruppe 6.1), oder 

–	� mit abgeschlossener Ausbildung am Staatsinstitut für die Ausbildung von 
Fachlehrern ohne Vorbereitungsdienst oder

–	� mit gleichwertiger abgeschlossener Ausbildung, 

die aufgrund ihrer Ausbildung eine Unterrichtsgenehmigung für mindestens 
zwei Fächer haben

•	� Besoldungsgruppe A 9 

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 10

nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
bewertungsabhängigen Bewährungszeit, die der Wartezeit nach § 4 Abs. 1 OfB 
entspricht

•	� Besoldungsgruppe A 11

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 16, 18, 19)

Fallgruppe 6.3

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern

–	� mit einer Vor- oder Ausbildung, die nach der Qualifikationsverordnung für 
Fachlehrkräfte (QualVFL) den Zugang zum Vorbereitungsdienst eröffnet 
(sofern nicht bereits in der Fallgruppe 6.1), oder 

–	� mit abgeschlossener Ausbildung am Staatsinstitut für die Ausbildung von 
Fachlehrern ohne Vorbereitungsdienst oder

–	� mit gleichwertiger abgeschlossener Ausbildung, 

die aufgrund ihrer Ausbildung eine Unterrichtsgenehmigung für ein Fach haben

•	� Besoldungsgruppe A 9 
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nach einer in dieser Tätigkeit und in dieser Besoldungsgruppe zurückgelegten 
Bewährungszeit von mindestens sechs Jahren 

•	� Besoldungsgruppe A 10

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 16, 18, 19)

Fallgruppe 7

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern mit Ausbil-
dung nach den Fallgruppen 6.1 bis 6.3, für deren Tätigkeit nur eine Duldung des 
Unterrichtseinsatzes aufgrund ihrer Ausbildung vorliegt, werden jeweils eine 
Besoldungsgruppe niedriger eingruppiert als die entsprechenden Lehrkräfte 
der Fallgruppen 6.1 bis 6.3 mit Unterrichtsgenehmigung

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 3, 4, 5, 6, 11, 16, 18, 19)

Fallgruppe 8

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern

–	� mit sonstiger einschlägiger abgeschlossener Ausbildung oder

–	� ohne abgeschlossene einschlägige Ausbildung

•	� Besoldungsgruppe A 8

(Hierzu Protokollerklärungen Nummern 11, 17, 18)
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Protokollerklärungen zu Teil B, 4.2. Abschnitt B:

1.	� „Lehrkräfte, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die Übernahme 
in ein Beamtenverhältnis an der betreffenden Schulart erfüllen“

	 (1) 	� 1Lehrkräfte erfüllen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die Über-
nahme in ein Beamtenverhältnis an der betreffenden Schulart dann, wenn sie 

		  –	� durch Bestehen der Ersten Lehramtsprüfung und der Zweiten Staatsprüfung im Frei-
staat Bayern die Befähigung für das Lehramt an der betreffenden Schulart

		  –	� oder durch Bestehen der Ersten und Zweiten Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften 
die Qualifikation für das Amt des Fachlehrers an Grund-, Mittel-, Real- und Förder-
schulen 

		  –	� oder durch Ableisten des Vorbereitungsdienstes und Bestehen der Qualifikations-
prüfung die Qualifikation für die Fachlaufbahn Bildung und Wissenschaft mit Ein-
stieg in der dritten Qualifikationsebene als Fachlehrkraft an öffentlichen und priva-
ten beruflichen Schulen 

		�  erworben haben. 2Lehrkräfte erfüllen die Voraussetzungen auch dann, wenn das Staats-
ministerium für Unterricht und Kultus die Befähigung für ein Lehramt an öffentlichen 
Schulen nach Art. 7 Abs. 2 (außerbayerische Lehramtsbefähigungen) oder Art. 22 (Son-
dermaßnahmen) des Bayerischen Lehrerbildungsgesetzes festgestellt hat. 3Die sonsti-
gen Voraussetzungen für die Übernahme in ein Beamtenverhältnis (Staatsangehörig-
keit, gesundheitliche Eignung, Höchstalter) sind für die Erfüllung der fachlichen und 
pädagogischen Voraussetzungen nicht relevant. 

	 (2)	� 1Die Lehramtsbefähigung bzw. die Qualifikation als Fachlehrkraft ist grundsätzlich auf 
die betreffende Schulart beschränkt. 2Lehrkräfte mit Lehramtsbefähigung für das Gym-
nasium erfüllen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die Übernahme 
in ein Beamtenverhältnis an der Fachoberschule, Berufsoberschule und Wirtschafts-
schule. 3Lehrkräfte mit der Befähigung für das Lehramt an Volksschulen erfüllen die 
fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die Übernahme in ein Beamtenver-
hältnis an Grundschulen und Mittelschulen; Lehrkräfte mit der Befähigung für das Lehr-
amt an Hauptschulen erfüllen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für 
die Übernahme in ein Beamtenverhältnis an Mittelschulen.

2. 	� „Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten, Lehrkräfte in der Tä­
tigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten an der Realschule, Lehrkräfte in der Tätig­
keit von Lehrerinnen bzw. Lehrern“

	� 1Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrätinnen bzw. Studienräten, Lehrkräfte in der Tätig-
keit von Studienrätinnen und Studienräten an der Realschule und Lehrkräfte in der Tätigkeit 
von Lehrerinnen bzw. Lehrern sind Lehrkräfte, die Tätigkeiten ausüben, für die an staatli-
chen Schulen die Befähigung für ein Lehramt an öffentlichen Schulen gemäß dem Bayeri-
schen Lehrerbildungsgesetz Voraussetzung ist. 2Lehrkräfte in der Tätigkeit von Studienrä-
tinnen bzw. Studienräten an beruflichen Schulen sind solche, die in mindestens einem ihrem 
Studium entsprechenden wissenschaftlichen/fachtheoretischen oder künstlerischen Fach 
unterrichten; dies gilt auch dann, wenn die Lehrkraft überwiegend in nicht-wissenschaft
lichen/fachpraktischen Fächern eingesetzt wird.

3.	� „abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung“

	� (1) 	� 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Studium 
mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Diplomprüfung oder mit einer Masterprü-
fung oder mit einer Magisterprüfung beendet worden ist. 2Diesen Prüfungen steht eine 
Promotion nur in den Fällen gleich, in denen die Ablegung einer ersten Staatsprüfung 
oder einer Diplomprüfung oder einer Masterprüfung oder einer Magisterprüfung nach 



2359

den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. 3Eine abgeschlossene 
wissenschaftliche Hochschulbildung liegt auch vor, wenn der Mastergrad an einer 
Fachhochschule erlangt wurde und den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes 
bzw. zur entsprechenden Qualifikationsebene eröffnet; dies setzt voraus, dass der 
Masterstudiengang das Akkreditierungsverfahren erfolgreich durchlaufen hat, solange 
dies nach dem jeweils geltenden Landesbeamtenrecht für den Zugang zur Laufbahn 
des höheren Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikationsebene gefordert ist.

	� (2) 	� 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt voraus, dass die Ab-
schlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das 
Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebun-
dene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechti-
gung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudien-
zeit von mehr als sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester 
o. Ä. – vorgeschrieben ist. 2Ein Bachelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung auch 
dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für den Abschluss vorgeschrieben sind.

	 (3) 	� 1Als abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung gilt auch ein Studium an 
einer Hochschule für Kunst oder Musik oder einer vergleichbaren Einrichtung, das mit 
einem Mastergrad oder einem vergleichbaren Abschluss abgeschlossen wurde. 2Einer 
Hochschule für Kunst oder Musik vergleichbare Einrichtungen sind

		  a)	� entsprechende Hochschulinstitute, 

		  b)	� Hochschulen bzw. Hochschulinstitute für Kirchenmusik, 

		  c)	� Konservatorien und Musikakademien, 

		  d)	� Kunstakademien, 

		  soweit sie nicht bereits Hochschulen nach Landesrecht sind.

		  3Einem Mastergrad vergleichbar ist z. B. 

		�  – �	 die Diplommusiklehrerprüfung, 

		�  – �	 die Diplommusikerprüfung, 

		  – ��	� die Künstlerische Staatsprüfung an einer Hochschule für Musik in Bayern nach den 
früher geltenden Prüfungs- und Studienordnungen, 

		  – ��	 die künstlerische Reifeprüfung,

		�  – �	 die künstlerische Abschlussprüfung,

		  – ��	 die A-Prüfung für Kirchenmusik,

		�  – �	 der Diplomgrad „Diplom-Musiklehrer“, 

		�  – �	� die nach mindestens achtsemestrigem Studium an einer Kunsthochschule oder 
Kunstakademie oder an einer Musikhochschule abgelegte Künstlerische Prüfung 
für das Lehramt an Gymnasien, 

		  – ��	 die Ernennung zum Meisterschüler.

4.	� „abgeschlossene Hochschulbildung“

	 (1) 	� Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule im Sinne 
des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhoch-
schule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Ba-
chelorgrad verliehen wurde. 

	 (2) 	� 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkre-
ditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungs-
gängen an Berufsakademien.
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	 (3) 	� Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschlussprüfung in 
einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hoch-
schulreife (allgemeine Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschul
zugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine 
Mindeststudienzeit von sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungsse-
mester o. Ä. – vorgeschrieben ist.

	 (4) 	� 1Als abgeschlossene Hochschulbildung gilt auch ein Studium an einer Hochschule für 
Kunst oder Musik oder einer vergleichbaren Einrichtung, das mit einem Bachelorgrad 
oder einem vergleichbaren Abschluss abgeschlossen wurde. 

		  2Einer Hochschule für Kunst oder Musik vergleichbare Einrichtungen sind 

		  a)	� entsprechende Hochschulinstitute, 

		  b)	� Hochschulen bzw. Hochschulinstitute für Kirchenmusik, 

		  c)	� Konservatorien und Musikakademien, 

		  d)	� Kunstakademien, 

		  soweit sie nicht bereits Hochschulen nach Landesrecht sind. 

		  3Einem Bachelorgrad vergleichbar ist z. B., 

		  –	  ��die B-Prüfung für Kirchenmusik, 

		  –	  ��die Staatliche Musiklehrerprüfung (früher: Staatliche Musiklehrerprüfung II) nach 
achtsemestrigem Studium an einer Fachakademie für Musik / Konservatorium / 
Kirchenmusikschule,

		  –	  ��die Staatliche Musikreifeprüfung nach achtsemestrigem Studium an einer Fach-
akademie für Musik / Konservatorium / Kirchenmusikschule,

		  –	  ��die staatliche Prüfung für Musiklehrer und Zweite Prüfung im Fach Jugend- und 
Volksmusik nach achtsemestrigem Studium an einem Seminar für Musikerziehung 
einer Hochschule für Musik. 

5.	� „Abschluss an einer ausländischen Hochschule“

	 Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als 

	 a)	� abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung (auch im Sinne von Nr. 2 Abs. 3 
(Mastergrad Musik/Kunst)),

	 b)	� abgeschlossene Hochschulbildung (auch im Sinne von Nr. 3 Abs. 3 (Bachelorgrad Mu-
sik/Kunst)), 

	� wenn er von der zuständigen staatlichen Anerkennungsstelle als dem deutschen Hoch-
schulabschluss gleichwertig anerkannt wurde.

6.	� „aufgrund des Studiums“

	� Eine Unterrichtsgenehmigung gilt auch dann als aufgrund des Studiums erteilt, wenn die 
zusätzlich zur abgeschlossenen Hochschulbildung oder abgeschlossenen wissenschaft
lichen Hochschulbildung für die Unterrichtsgenehmigung erforderlichen Leistungen nach-
träglich an einer Hochschule im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) erbracht 
wurden.

7.	� „Klarstellung zu Fallgruppe 1“ 

	� Fallgruppe 1 sind auch Lehrkräfte mit wissenschaftlicher Hochschulbildung zuzuordnen, 
die aufgrund ihres Studiums eine Unterrichtsgenehmigung für Kunst, Musik oder Sport 
haben. 
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8.	� „Klarstellung zu Fallgruppe 2“ 

	� Fallgruppe 2 sind auch Lehrkräfte mit wissenschaftlicher Hochschulbildung zuzuordnen, 
die aufgrund ihres Studiums eine nicht alle Jahrgangsstufen umfassende Unterrichtsgeneh-
migung für Kunst, Musik oder Sport haben, sofern sie nicht bereits Fallgruppe 1 zuzuordnen 
sind.

9.	� „Klarstellung zu Fallgruppe 3“ 

	� 1Fallgruppe 3 sind auch Lehrkräfte mit Hochschulbildung zuzuordnen, die aufgrund ihres 
Studiums eine Unterrichtsgenehmigung für Kunst, Musik oder Sport haben. 2Unerheblich 
ist, ob die Unterrichtsgenehmigung alle oder nur einige Jahrgangsstufen umfasst.

10.	� „Klarstellung zu Fallgruppe 5“

	� 1Fallgruppe 5 zuzuordnen sind insbesondere: 

	 –	  ��Studierende 

	 –	  ��Lehrkräfte mit Abschluss an einer ausländischen Hochschule, der von der zuständigen 
staatlichen Anerkennungsstelle nicht als einem deutschen Hochschulabschluss gleich-
wertig anerkannt wurde 

	 –	  ��Lehrkräfte mit Ausbildung nach Fallgruppen 1 bis 3, die ohne Vorliegen eines einschlä-
gigen Studiums eine Tätigkeit im fremdsprachlichen Unterricht ihrer Muttersprache 
ausüben 

	� 2Zwingende Voraussetzung für die Tätigkeit als Lehrkraft ist das Vorliegen einer Duldung 
des Unterrichtseinsatzes.

11.	� „Unterrichtsgenehmigung und Duldung“

	� 1Unterrichtsgenehmigung ist die Genehmigung nach Art. 94 Abs. 3 Satz 2 BayEUG, unab-
hängig davon, ob sie zunächst befristet unter Widerrufsvorbehalt oder bereits endgültig 
erteilt ist. 2Nicht um eine Unterrichtsgenehmigung handelt es sich bei der befristeten Dul-
dung der Unterrichtserteilung (auch sog. Unterrichtserlaubnis).

12.	� „mindestens ein Fach einer Fächerverbindung nach LPO I“

	� 1Sofern eine Unterrichtsgenehmigung für mindestens ein Fach einer Fächerverbindung 
nach LPO I gefordert wird, genügt auch eine Unterrichtsgenehmigung für ein Erweiterungs-
fach nach LPO I. 2Abweichend vom Erfordernis einer Unterrichtsgenehmigung für ein Fach 
einer Fächerverbindung nach LPO I genügt an beruflichen Schulen eine Unterrichtsgeneh-
migung für ein Fach einer beruflichen Fachrichtung mit fachtheoretischem Inhalt.

13.	 �„berufliche Fachrichtung“

	� Einschlägige berufliche Fachrichtungen sind derzeit Ernährungs- und Hauswirtschaftswis-
senschaften, Elektro- und Informationstechnik, Gesundheits- und Pflegewissenschaften, 
Sozialpädagogik, Wirtschaftspädagogik. 

14.	� „Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern an Grund-, Mittel- und 
Realschulen“ 

	� Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern (an Grund-, Mittel- und 
Realschulen) sind Lehrkräfte, die Tätigkeiten ausüben, die an staatlichen Schulen von Lehr-
kräften mit bestandener Erster und Zweiter Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften ausgeübt 
werden. 
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15.	� „zwei Fächer – Fächerverbindung“

	� Sofern eine Unterrichtsgenehmigung für zwei Fächer gefordert wird, müssen die Fächerver-
bindungen nach der jeweils geltenden Fassung der ZAPO-F I (Zulassungs-, Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung für die Erste Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften) nicht eingehalten 
werden. 

16.	� „gleichwertige abgeschlossene Ausbildung wie Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrer an 
Grund-, Mittel- und Realschulen“

	� (1) 	� 1Eine der Ausbildung von Fachlehrern an Grund-, Mittel- und Realschulen gleichwertige 
abgeschlossene Ausbildung liegt vor bei abgeschlossener fachspezifischer, mindes-
tens dreijähriger Berufsausbildung und abgeschlossener Aufstiegsfortbildung, durch 
die mindestens die fachgebundene Hochschulreife erworben wird. 2Dies ist z. B. der Fall 
bei einem Abschluss als Meister im Handwerk, bei Absolventen einer öffentlichen oder 
staatlich anerkannten Fachschule oder Fachakademie sowie bei sonstigen Abschlüs-
sen, die dem Niveau 6 der „DQR-Datenbank“ (Deutscher Qualifikationsrahmen für le-
benslanges Lernen) zugeordnet sind.

	� (2) 	� 1Eine der Ausbildung von Fachlehrern an Grund-, Mittel- und Realschulen im Fach Mu-
sik gleichwertige abgeschlossene Ausbildung liegt vor, wenn die Ausbildung einen mitt-
leren Schulabschluss voraussetzt, die Ausbildungsdauer mindestens drei Jahre beträgt 
und die Ausbildung auch pädagogische Fähigkeiten vermittelt. 2Ein vergleichbarer Ab-
schluss ist z. B. die Staatliche Musiklehrerprüfung I bzw. die Staatliche Prüfung für Pri-
vatmusiklehrer nach den früher geltenden Prüfungs- und Studienordnungen nach ei-
nem mindestens sechssemestrigen Studium an einer Fachakademie für Musik (Konser-
vatorium, Kirchenmusikschule).

	� (3) 	� Eine der Ausbildung von Fachlehrern an Grund-, Mittel- und Realschulen im Fach Sport 
gleichwertige abgeschlossene Ausbildung ist eine mindestens dreijährige Ausbildung 
mit staatlicher oder staatlich anerkannter Prüfung, z. B. als staatlich geprüfte/r Sport
lehrer/in im freien Beruf, staatlich geprüfte/r Gymnastiklehrer/in im freien Beruf, staatlich 
geprüfte/r Berg- und Skiführer/in oder Schneesportlehrer/in.

17.	� „sonstige Ausbildung“

	� 1Eine sonstige abgeschlossene Ausbildung ist z. B. eine dreijährige fachspezifische Berufs-
ausbildung. 2Eine sonstige abgeschlossene einschlägige Ausbildung im Fach Musik liegt 
z. B. vor bei einer abgeschlossenen Ausbildung an einer Berufsfachschule für Musik oder 
bei erfolgreich absolvierter C-Prüfung Kirchenmusik. 3Eine sonstige abgeschlossene ein-
schlägige Ausbildung im Fach Sport ist z. B. die abgeschlossene Ausbildung als staatlich 
geprüfter Vereinsturnlehrer oder staatlich anerkannter Sportlehrer mit der Befähigung für 
Freizeitpflege. 4Zwingende gesetzliche Voraussetzung für die Tätigkeit als Lehrkraft ist das 
Vorliegen (mindestens) einer Duldung des Unterrichtseinsatzes. 

18.	� „Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern an beruflichen Schu­
len“

	� Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrerinnen bzw. Fachlehrern (an beruflichen Schulen) 
sind Lehrkräfte, die Tätigkeiten ausüben, die an staatlichen Schulen von Lehrkräften mit 
Qualifikation für die Fachlaufbahn Bildung und Wissenschaft mit Einstieg in der dritten Qua-
lifikationsebene ausgeübt werden; Qualifikationsvoraussetzung ist Ableisten eines Vorberei-
tungsdienstes und Bestehen der Qualifikationsprüfung.
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19.	� „anderweitige Zugangsvoraussetzungen nach QualVFL oder gleichwertige abgeschlos­
sene Ausbildung“

	� Zugangsvoraussetzungen zum Vorbereitungsdienst nach der Qualifikationsverordnung für 
Fachlehrkräfte verschiedener Ausbildungsrichtungen an beruflichen Schulen (QualVFL) sind 
derzeit in den Ausbildungsrichtungen 

	 –	  �für gewerblich-technische Berufe sowie für Ernährung und Versorgung eine mit Erfolg 
abgelegte Meisterprüfung oder der erfolgreiche Abschluss einer öffentlichen oder 
staatlich anerkannten Fachschule oder Fachakademie,

	 –	  ��für sozialpädagogische und sozialpflegerische Berufe der erfolgreiche Abschluss eines 
einschlägigen Studiums an einer Hochschule,

	 –	  ��für Gesundheitsberufe der erfolgreiche Abschluss einer beruflichen Erstausbildung in 
dem einschlägigen Gesundheitsberuf sowie der Nachweis einschlägiger Fort- und Wei-
terbildungsmaßnahmen von in der Regel mindestens 200 Stunden,

	 –	  ��für Pflegeberufe der erfolgreiche Abschluss einer beruflichen Erstausbildung zur 
Pflegefachkraft sowie eines einschlägigen Studiums an einer Hochschule.

Artikel 3 
Änderung des ABD Teil B, 4.3.

Das ABD Teil B, 4.3. wird wie folgt geändert:

1. 	 § 1 wird wie folgt geändert:

	 a)	� In Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen. Die Satzzählung zu Satz 1 wird 
gestrichen.

	 b)	� In Absatz 2 wird der bisher einzige Satz zu Satz 1 und erhält die Satz
ziffer 1.

	 c)	� In Absatz 2 Satz 1 wird nach den Worten „führen die“ das Wort „Be-
rufsbezeichnung“ durch „Bezeichnung“ ersetzt.

	 d)	� In Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: „2Dies gilt auch für Lehr-
kräfte in der Tätigkeit von Fachlehrkräften, die keine Qualifikation 
nach QualVFL oder ZAPO-F II haben.“

	 e)	� In Absatz 5 wird Satz 2 wie folgt neu gefasst: „2Bei einem Wechsel 
von einer Schule derselben Schulart eines Trägers im Geltungsbe-
reich des ABD oder des Freistaats Bayern oder einer bayerischen 
kommunalen Gebietskörperschaft wird das Recht eingeräumt, die er-
reichte Berufsbezeichnung weiterzuführen.“ 

	 f)	� In Absatz 5 wird Satz 3 wie folgt neu gefasst: „3Bei einem Wechsel 
von einer Schule derselben Schulart eines anderen Trägers kann die-
ses Recht eingeräumt werden.“

2. 	 § 2 wird wie folgt geändert:

	 a)	� Der bisher einzige Satz wird zu Absatz 1 Satz 1 und erhält die Satz
ziffer 1.
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	 b)	� Im neuen Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern „Lehrkräfte wer-
den“ die Wörter „vorbehaltlich § 5 Abs. 1 und § 7“ eingefügt.

	 c)	� In Absatz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

		�  „2Bei einem Wechsel zu einem anderen Träger im Geltungsbereich 
des ABD nach dem 31.07.2023 wird der Beurteilungsturnus aus Satz 1 
fortgesetzt.“

	 d)	� Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

		�  „(2) Wechselt eine Lehrkraft vom Freistaat Bayern oder einer bayeri-
schen kommunalen Gebietskörperschaft zu einem Träger im Gel-
tungsbereich des ABD und liegt ihre periodische Beurteilung nach 
den für Lehrkräfte des Freistaats Bayern geltenden Beurteilungsricht-
linien länger als zwei Jahre zurück, so wird sie vorbehaltlich § 5  
Abs. 1 und § 7 Satz 3 erstmals zum Ende des ersten Beschäftigungs-
jahres beurteilt, danach im Turnus von fünf Jahren.“

3. 	 § 3 wird wie folgt geändert:

	 a)	� In Absatz 1 wird nach Satz 2 ein neuer Satz 3 angefügt: 

		�  „3Einer Beurteilung nach Satz 2 steht eine Beurteilung gleich, die vom 
Freistaat Bayern oder einer bayerischen kommunalen Gebietskörper-
schaft entsprechend den für Lehrkräfte des Freistaats Bayern gelten-
den Beurteilungsrichtlinien erstellt wurde.“

	 b)	� Nach Absatz 1 wird Folgendes eingefügt: 

		  „Protokollerklärung zu Abs. 1 Satz 1: 

		�  Lehrkräften, die nach dem 31.07.2020 und vor dem 01.08.2023 zu einem anderen 
Träger im Geltungsbereich des ABD gewechselt haben, wird das Recht zum Führen 
der höheren Berufsbezeichnung auch dann eingeräumt, wenn die Beurteilung länger 
als fünf, höchstens jedoch acht Jahre zurückliegt.“

4. 	 § 4 wird wie folgt geändert:

	 a)	� Der bisherige Absatz 2 Satz 1 wird einziger Satz des Absatz 2. Die 
Satzzählung entfällt.

	 b)	� Der Text des bisherigen Absatz 2 Satz 2 wird Absatz 3 Satz 1 und 
erhält die Satzziffer 1. Der Text des bisherigen Absatz 2 Satz 3 wird 
Absatz 3 Satz 2 und erhält die Satzziffer 2.

	 c)	� Der bisherige Text von Absatz 3 wird gestrichen.

	 d)	� Es wird ein neuer Absatz 4 angefügt: 

		�  „(4) 1Die an einer Schule derselben Schulart bei einem Träger im Gel-
tungsbereich des ABD, beim Freistaat Bayern, bei einer bayerischen 
kommunalen Gebietskörperschaft, bei einem Träger in Bayern, der 
die AVR-Caritas anwendet, oder bei einem staatlichen oder kommu-
nalen Träger außerhalb Bayerns zurückgelegte Beschäftigungszeit 
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wird voll angerechnet. 2Eine während dieser Beschäftigungszeit er-
folgte Beurteilung ist unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 maß-
geblich für die Bestimmung der Wartezeit nach Abs. 1.“

	 e)	� Nach Absatz 4 wird Folgendes eingefügt: 

		  „Protokollerklärung zu Abs. 4: 

		�  Dies gilt auch für die an einer Schule einer anderen Schulart zurückgelegte Beschäf-
tigungszeit, wenn die Lehrkraft auch an dieser Schulart die fachlichen und pädago-
gischen Voraussetzungen für die Übernahme in das Beamtenverhältnis erfüllt hat; 
dabei muss es sich um eine Schule eines Trägers im Geltungsbereich des ABD, des 
Freistaats Bayern, einer bayerischen kommunalen Gebietskörperschaft oder eines 
Trägers in Bayern, der die AVR-Caritas anwendet, handeln.“

	 f)	� Es wird folgender Absatz 5 angefügt:

		�  „(5) 1Die an einer Realschule bei einem Träger im Geltungsbereich des 
ABD, beim Freistaat Bayern oder einer bayerischen kommunalen Ge-
bietskörperschaft zurückgelegte Beschäftigungszeit von Lehrkräften 
mit der Befähigung für das Lehramt an Gymnasien wird zu drei Vier-
teln angerechnet. 2Für die Bestimmung der Wartezeit ist eine Beurtei-
lung in der Tätigkeit am Gymnasium erforderlich.“

5. 	 § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

	 a)	� Der bisher einzige Satz wird Satz 1 und erhält die Satzziffer 1.

	 b)	� Es werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt: 

		�  „2Dies gilt auch dann, wenn die Lehrkraft nach der Einräumung des 
Rechts zum Führen der Berufsbezeichnung ,Oberstudienrätin/Ober-
studienrat‘ zu einem anderen Schulträger im Geltungsbereich des 
ABD wechselt. 3Bei einem Wechsel vom Freistaat Bayern oder einer 
bayerischen kommunalen Gebietskörperschaft ist der Beurteilungs-
turnus individuell festzulegen mit der Maßgabe, dass die Lehrkraft am 
Ende des neunten Jahres nach Erreichen der Berufsbezeichnung 
,Oberstudienrat/Oberstudienrätin‘ nach Möglichkeit dreimal beurteilt 
worden sein soll.“

6. 	 § 7 wird wie folgt geändert:

	 a)	� Der bisher einzige Satz wird Satz 1.

	 b)	� Es werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt: 

		�  „2Dies gilt auch dann, wenn die Lehrkraft nach der Einräumung des 
Rechts zum Führen dieser Berufsbezeichnung zu einem anderen 
Schulträger im Geltungsbereich des ABD wechselt. 3Wechselt eine 
Lehrkraft vom Freistaat Bayern oder einer bayerischen kommunalen 
Gebietskörperschaft, die die für Lehrkräfte des Freistaats Bayern gel-
tenden Beurteilungsrichtlinien entsprechend anwendet, zu einem Trä-
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ger im Geltungsbereich des ABD, so wird sie erstmals zum Ende des 
fünften Jahres nach ihrer periodischen Beurteilung beurteilt, danach 
im Turnus von fünf Jahren.“

7. 	 § 9 wird wie folgt geändert:

	 a)	� Nach dem bisherigen Satz 2 wird ein neuer Satz 3 eingefügt: „3Lehr-
kräfte, denen gemäß ABD Teil B, 4.2. die Möglichkeit einer weiteren 
Höhergruppierung eingeräumt ist, werden nach der ersten Höher-
gruppierung entsprechend § 5 Abs. 1 beurteilt.“

	 b)	� Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und erhält die Satzziffer 4.

8. 	 § 12 wird wie folgt geändert:

	 Nach Absatz 4 werden folgende Absätze 5 bis 7 angefügt:

	� „(5) Lehrkräfte, die vor dem 01.08.2023 von einer Schule derselben Schul-
art eines Trägers im Geltungsbereich des ABD oder des Freistaats Bayern 
oder einer bayerischen kommunalen Gebietskörperschaft an eine Schule 
im Geltungsbereich dieser Ordnung gewechselt haben und denen das 
Recht zur Weiterführung der erreichten Berufsbezeichnung nicht einge-
räumt worden war, wird auf Antrag ab dem 01.08.2023 das Recht einge-
räumt, die in der vorigen Tätigkeit erreichte Berufsbezeichnung zu führen.

	� (6) 1Für am 01.08.2023 bereits beschäftigte Lehrkräfte, bei denen die War-
tezeit nach § 4 Abs. 1 bei Zugrundelegung von § 4 Abs. 4 und 5 in der ab 
01.08.2023 geltenden Fassung bereits erfüllt ist, gelten § 4 Abs. 4 und 5 
mit der Maßgabe, dass eine Anrechnung der entsprechenden Beschäfti-
gungszeiten bis zur nächsten turnusmäßigen Beurteilung nur auf Antrag 
und nur mit Wirkung ab Antragstellung erfolgt. 

	 �2Bei am 01.08.2023 bereits beschäftigten Lehrkräften, bei denen die War-
tezeit nach § 4 Abs. 1 bei Zugrundelegung von § 4 Abs. 4 und 5 in der ab 
01.08.2023 geltenden Fassung noch nicht erfüllt ist, erfolgt die Anrechnung 
der entsprechenden Beschäftigungszeiten im Rahmen der Ermittlung der 
Wartezeit auf Grundlage der nächsten turnusmäßigen Beurteilung.

	� (7) 1Lehrkräfte nach § 2 Abs. 2, die nach dem 31.07.2020 und vor dem 
01.08.2023 zu einem Träger im Geltungsbereich des ABD gewechselt 
sind, werden vorbehaltlich § 5 Abs. 1 und § 7 Satz 3 zum 31.07.2024 
beurteilt. 2Abhängig davon, ob bereits eine oder mehrere periodische 
Beurteilungen nach den für Lehrkräfte des Freistaats Bayern geltenden 
Beurteilungsrichtlinien vorliegen, handelt es sich dabei um eine zweite 
oder weitere Beurteilung nach § 2 Abs. 1 Satz 1.“

Artikel 4 
Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. August 2023 in Kraft.
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ABD Teil A, 1.  
(Überstunden) 

hier: Änderung von §§ 8 und 43

Artikel 1  
Änderungen des ABD Teil A, 1.

Das ABD Teil A, 1. wird wie folgt geändert:

1. 	 Nach § 8 Absatz 7 wird folgender Text eingefügt: 

	� „Hinweis zu § 8:

	� Eine ergänzende Regelung findet sich in § 43 Absatz 1.“

2. 	� In § 43 Absatz 2 werden die Sätze 1 bis 3 gestrichen und folgender Zusatz 
angefügt: „(frei)“.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten zum 1. Mai 2023 in Kraft.
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ABD Teil E
sowie Folgeänderung des Teils A, 1.
(Auszubildende und Praktikanten)

hier: Einführung eines Teils E, 5.

Artikel 1  
Änderungen des ABD Teil E

In das ABD Teil E Auszubildende und Praktikanten wird folgender Teil E, 5. auf-
genommen: 

„Teil E, 5. (Regelungen für Studierende in praxisintegrierten dualen Studien­
gängen)

§ 1  
Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen

1Diese Regelung gilt für Studierende, die mit einem Arbeitgeber, dessen Be-
schäftigte unter den Geltungsbereich des ABD fallen, einen Vertrag für die Teil-
nahme an einem praxisintegrierten dualen Studiengang abschließen. 2Das pra-
xisintegrierte duale Studium verbindet fachtheoretische Studienabschnitte in 
einem vom Ausbildenden vorgegebenen Studiengang an einer Hochschule mit 
berufspraktischen Studienabschnitten beim Ausbildenden oder einem von dem 
Ausbildenden zu bestimmenden Dritten. 3Die berufspraktischen Studienab-
schnitte umfassen dabei mindestens ein Drittel der im Studienplan festgelegten 
Studienzeit. 4Soweit dies erfüllt ist, gelten Studiengänge, die neben dem Hoch-
schulabschluss ohne zusätzliche berufspraktische Zeit eine staatliche An
erkennung nach den jeweiligen landes- oder bundesrechtlichen gesetzlichen 
Ausbildungsordnungen vermitteln, als praxisintegriertes duales Studium.

§ 2  
Entsprechende Anwendung des Teils E, 4.

1Die Regelungen des Teils E, 4. finden entsprechende Anwendung, sofern in 
diesem Teil nichts anderes geregelt ist. 2Keine Anwendung finden diejenigen 
Regelungen des Teils E, 4., die unmittelbar den Ausbildungsteil des aus
bildungsintegrierten dualen Studiums regeln oder daraus rechtliche Folgen 
ableiten.

§ 3  
Studienvertrag

1Der Studienvertrag wird zwischen dem/der Studierenden und dem Ausbilden-
den geschlossen. 2Er muss zusätzlich folgende Angaben enthalten:
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a) 	� Beginn, Dauer und Verteilung der Studienzeiten einschließlich der berufs-
praktischen Studienzeiten sowie der Teilnahmepflicht (Studienplan),

b) 	� Zahlung und Höhe des Studienentgelts, von Studiengebühren sowie die 
Bindungs- und Rückzahlungsbedingungen.

§ 4  
Studienentgelt

(1) 	� 1Studierende erhalten ein Studienentgelt in einem praxisintegrierten dua-
len Studium

	 –	� im Gesundheits- und Pflegewesen sowie der sozialen Arbeit in Höhe 
von monatlich

		�  im ersten Studienjahr			�   1.190,69 Euro

		�  im zweiten Studienjahr	�		  1.252,07 Euro

		�  im dritten Studienjahr			�   1.353,38 Euro

		�  ab dem vierten Studienjahr		� 1.515,00 Euro

	 –	 in sonstigen Berufen in Höhe von monatlich

		�  im ersten Studienjahr			�   1.068,26 Euro

		�  im zweiten Studienjahr			�  1.118,20 Euro

		�  im dritten Studienjahr			�   1.164,02 Euro

		�  ab dem vierten Studienjahr	�	 1.325,00 Euro

	� 2Studierende erhalten für die Dauer der Regelstudienzeit zusätzlich eine 
monatliche Zulage. 3Die monatliche Zulage beträgt 150 Euro. 4Die Zulage 
erfolgt als monatliche Pauschale und damit unabhängig von der zeit- 
lichen Verteilung der berufspraktischen und fachtheoretischen Studien
abschnitte.

(2) 	� Das Studienentgelt ist zu demselben Zeitpunkt fällig wie das den Beschäf-
tigten des Ausbildenden gezahlte Entgelt.

(3) 	� Der Ausbildende übernimmt die notwendigen Studiengebühren.

§ 5  
Rückzahlungsgrundsätze

(1) 	� 1Werden die Studierenden oder die ehemals Studierenden beim Ausbil-
denden nach Beendigung ihres praxisintegrierten dualen Studiums in ein 
Beschäftigungsverhältnis entsprechend ihrer erworbenen Abschluss
qualifikation übernommen, sind sie verpflichtet, dort für die Dauer des in-
dividuellen Studienverhältnisses beruflich tätig zu sein. 2Jeder volle Monat 
des Studienverhältnisses entspricht einem Monat Bindungsdauer.
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(2) 	� Der vom Ausbildenden bis zur Beendigung oder zum Abbruch des praxis-
integrierten dualen Studiums gezahlte Betrag, bestehend aus den Studi-
engebühren, Reisekosten (inkl. vom Ausbildenden übernommene Fahrt-
kosten, Kosten der auswärtigen Unterbringung, Verpflegungsmehrauf-
wand) und Kosten der Familienheimfahrten, ist von den Studierenden oder 
den ehemals Studierenden zurückzuerstatten:

	 a) 	� bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Studienprüfung, 
wenn die Erfolglosigkeit in den Verantwortungsbereich der Studieren-
den fällt, weil sie es schuldhaft unterlassen haben, den erfolgreichen 
Abschluss des praxisintegrierten dualen Studiums im Rahmen des 
ihnen Möglichen zielstrebig zu verfolgen, 

	� b) 	� bei Beendigung des praxisintegrierten dualen Studiums durch Kündi-
gung vom Ausbildenden aus einem von den Studierenden zu vertre-
tenden Grund oder durch eine Eigenkündigung der Studierenden 
nach Ende der Probezeit, die nicht durch einen wichtigen Grund ge-
mäß § 626 BGB gerechtfertigt ist,

	� c) 	� bei Ablehnung des Angebots, beim Ausbildenden im Anschluss an 
das erfolgreich bestandene praxisintegrierte duale Studium entspre-
chend der erworbenen Abschlussqualifikation ein Beschäftigungsver-
hältnis zu begründen,

	� d) 	� soweit das Beschäftigungsverhältnis, das beim Ausbildenden im An-
schluss an das erfolgreich bestandene praxisintegrierte duale Studi-
um entsprechend der erworbenen Abschlussqualifikation begründet 
wurde, aus einem von den ehemals Studierenden zu vertretenden 
Grund innerhalb der Bindungsdauer nach Absatz 1 Satz 2 endet.

(3) 	� Der zurückzuerstattende Betrag nach Absatz 2 wird für jeden vollen Mo-
nat, in dem nach Beendigung des praxisintegrierten dualen Studiums ein 
Beschäftigungsverhältnis bestand, um den entsprechenden Anteil der 
Bindungsdauer gemäß Absatz 1 Satz 2 vermindert.

(4) 	� Auf die Rückzahlungspflicht kann ganz oder teilweise verzichtet werden, 
soweit sie für die Studierenden oder die ehemals Studierenden eine be-
sondere Härte bedeuten würde.“
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Artikel 2 
Änderung des ABD Teil A, 1.

Das ABD Teil A, 1. wird wie folgt geändert:

§ 16 wird wie folgt geändert:

In der Anmerkung zu § 16 Absatz 2 wird folgende Nummer 3 angefügt:

„3. Der erfolgreiche Abschluss eines einschlägigen praxisintegrierten dualen 
Studiengangs gilt als Erwerb einschlägiger Berufserfahrung im Umfang von 
einem Jahr.“

Artikel 3 
Inkrafttreten

1Diese Änderungen treten zum 1. August 2023 in Kraft. 2Sie sind befristet bis  
31. Juli 2025.
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ABD Teil E
(Auszubildende und Praktikanten)

hier: Änderungen

Artikel 1  
Änderungen des ABD Teil E

Das ABD Teil E wird wie folgt geändert:

1. 	� Die Bezeichnung des Teils E wird wie folgt geändert:

 	� „Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten sowie Studierende 
in dualen Studiengängen“

2. 	� § 1 Absatz 1 Teil E, 1. wird wie folgt geändert:

 	� In Buchstabe a) werden die Worte „Verwaltungen und Betrieben“ durch 
das Wort „Einrichtungen“ ersetzt.

3. 	� § 1 Absatz 2 Teil E, 1. wird wie folgt geändert:

	� a) 	� In § 1 Absatz 2 Buchstabe d) wird das Wort „sowie“ gestrichen und 
ein Komma eingefügt.

	� b) 	� In § 1 Absatz 2 Buchstabe e) wird der Schlusspunkt gestrichen und 
das Wort „sowie“ angefügt.

 	� c) 	� § 1 Absatz 2 wird folgender neuer Buchstabe „f)“ angefügt:

		�  „f) für Studierende in einem praxisintegrierten dualen Studium, die 
vom Geltungsbereich des ABD Teil E, 5. erfasst sind.“ 

4. 	� Ziffer I. Geltungsbereich Absatz 2 Teil E, 3. wird wie folgt geändert:

 	� a)	� In Satz 1 werden die Worte „Verwaltung oder den Betrieb“ durch die 
Worte „Einrichtung, die unter den Geltungsbereich des ABD fällt“ er-
setzt.

 	� b)	� In Satz 2 werden die Worte „Verwaltung oder den Betrieb“ durch die 
Worte „Einrichtung, die unter den Geltungsbereich des ABD fällt“ 
ersetzt.

5. 	� § 1 Absatz 1 Teil E, 4. wird wie folgt geändert:

 	� a)	� In Satz 1 werden die Worte „Verwaltungen und Betrieben“ durch die 
Worte „Einrichtungen, die unter den Geltungsbereich des ABD fallen“ 
ersetzt.

 	� b)	� In Satz 3 wird das Wort „Tarifvertrag“ durch das Wort „Teil“ ersetzt.
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Artikel 2 
Änderungen des ABD Teil D, 8.

Das ABD Teil D, 8. wird wie folgt geändert:

1. 	� § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

	� Nach den Worten „Teil E, 4.“ werden die Worte „und Teil E, 5.“ eingefügt.

2. 	� § 2 Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

	� Nach den Worten „Teil E, 2.“ werden die Worte „und dual Studierende 
gemäß ABD Teil E, 4. und E, 5.“ eingefügt.

3. 	� § 3 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 	� Nach den Worten „Teil E, 4.“ werden die Worte „und Teil E, 5.“ eingefügt.

4. 	� § 5 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 	� Nach den Worten „Teil E, 4.“ werden die Worte „und Teil E, 5.“ eingefügt.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten zum 1. August 2023 in Kraft.
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ABD Teile A, 1. 
(Allgemeiner Teil)

und 
A, 2.3. 

(Zusätzliche Tätigkeitsmerkmale für bestimmte 
Angestelltengruppen)

hier: Umsetzung der Änderungsvereinbarung Nr. 17 vom  
14. Juli 2022 zur durchgeschriebenen Fassung des TVöD für 

den Bereich Verwaltung im Bereich der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände (TVöD-V) vom 7. Februar 
2006 sowie der Änderungsvereinbarung Nr. 16 vom 14. Juli 
2022 zur durchgeschriebenen Fassung des TVöD für den 

Dienstleistungsbereich Pflege- und Betreuungseinrichtungen 
im Bereich der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeber

verbände (TVöD-B) vom 1. August 2006

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil A, 1.

Das ABD Teil A, 1. wird wie folgt geändert: 

1. 	� § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

	� In Buchstabe b werden die Angaben „Eingliederungszuschüsse nach den 
§§ 88 ff. SGB III“ durch das Wort „Eingliederungsleistungen“ ersetzt.

2. 	� § 11 Absatz 3 wird aufgehoben.

3. 	� § 17 wird wie folgt geändert:

	� a) 	� Absatz 3 Satz 1 Buchstabe a) wird wie folgt gefasst: 

		�  „a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzge-
setz,“

	� b) 	� In der Überschrift der Anmerkung zu den Absätzen 4 und 4a wird das 
Wort „Anmerkung“ durch das Wort „Anmerkungen“ ersetzt.

	� c) 	� Dem Text der Anmerkung zu den Absätzen 4 und 4a wird die Angabe 
„1.“ vorangestellt.

	� d) 	� An Nummer 1 der Anmerkung zu den Absätzen 4 und 4a wird folgen-
de Nummer 2 angefügt:



2375

	  	�� „2. Bei Eingruppierung in eine Entgeltgruppe, die einer anderen als 
der bisherigen Entgelttabelle zugeordnet ist (Tabellenwechsel), wer-
den die Beschäftigten der gleichen Stufe zugeordnet, die sie in der 
bisherigen Entgeltgruppe erreicht haben.“

4. 	� In § 21 wird die Protokollerklärung Nummer 4 zu den Sätzen 2 und 3 wie 
folgt geändert:

	� a) 	� Die Satzbezeichnung „1“ wird gestrichen.

	� b) 	� Der Satz 2 wird aufgehoben.

5. 	� § 29 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

	� a) 	� Buchstabe a wird wie folgt geändert:

	  	�� Nach den Worten „der Ehefrau,“ werden die Worte „Lebenspartnerin 
im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder der in ehe- oder 
lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft lebenden Lebensge-
fährtin,“ eingefügt.

	� b) 	� Buchstabe b wird wie folgt geändert:

	  	 ��Nach den Worten „Tod der Ehegattin/des Ehegatten,“ werden die Wor-
te „der Lebenspartnerin/des Lebenspartners im Sinne des Lebens
partnerschaftsgesetzes oder der/des in ehe- oder lebenspartner-
schaftsähnlicher Gemeinschaft lebenden Lebensgefährtin/Lebensge-
fährten,“ eingefügt.

6. 	� § 45 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

 	� Es wird folgende Anmerkung angefügt:

	� „Anmerkung zu Absatz 5:

	� Bei Eingruppierung in eine Entgeltgruppe, die einer anderen als der bishe-
rigen Entgelttabelle zugeordnet ist (Tabellenwechsel), werden die Beschäf-
tigten der gleichen Stufe zugeordnet, die sie in der bisherigen Entgelt
gruppe erreicht haben.“

7. 	� Die Anlage zu § 44 wird wie folgt geändert:

 	� § 1 wird wie folgt geändert:
 	� a)	� In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 17 Abs. 4“ gestrichen.

 	� b) 	� In der Überschrift der Anmerkung zu Absatz 4 wird das Wort „Anmer-
kung“ durch das Wort „Anmerkungen“ ersetzt.

 	� c) 	� Dem Text der Anmerkung zu Absatz 4 wird die Angabe „1.“ vorange-
stellt.

 	� d) 	� An Nummer 1 der Anmerkung zu Absatz 4 wird folgende Nummer 2 
angefügt:
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 � 	�  	� „2. Bei Eingruppierung in eine Entgeltgruppe, die einer anderen als 
der bisherigen Entgelttabelle zugeordnet ist (Tabellenwechsel), wer-
den die Beschäftigten der gleichen Stufe zugeordnet, die sie in der 
bisherigen Entgeltgruppe erreicht haben.“

Artikel 2 
Änderungen des ABD Teil A, 2.3.

Das ABD Teil A, 2.3. wird wie folgt geändert: 

1. 	� Nummer 17.1. wird wie folgt geändert:

 	� a) 	� In der Anmerkung Nummer 4 wird Buchstabe b) wie folgt gefasst:

	  	�� „b) die Wahrnehmung einer der folgenden besonderen pflegerischen 
Aufgaben außerhalb von Spezialbereichen nach Buchstabe a: 

 	�	�  – 	� Wundmanagerin oder Wundmanager,

	  	�� – 	� Gefäßassistentin oder Gefäßassistent,

	  	�� – 	� Breast Nurse/Lactation,

	  	�� – 	� Painnurse,

	  	�� – 	� auf einer Stroke-Unit-Station,

	  	�� – 	� auf einer Intermediate-Care-Station,

		  – 	� bei den Begleitenden Psychiatrischen Diensten (BPD) oder“

2. 	� In der Anmerkung Nummer 5 werden die Wörter „Anforderung des“ durch 
die Wörter „Anforderungen der“ ersetzt und nach der Angabe „a“ die 
Wörter „oder b, letzter Spiegelstrich,“ eingefügt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten

Die Änderungen treten rückwirkend zum 1. November 2022 in Kraft.
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ABD Teil A, 3.
(Regelung zur Überleitung der Beschäftigten und

des Übergangsrechts (RÜÜ))
hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 19 vom  

14. Juli 2022 zum Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten 
der kommunalen Arbeitgeber in den TVöD und zur Regelung 
des Übergangsrechts (TVÜ-VKA) vom 13. September 2005

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil A, 3.

Das ABD Teil A, 3. wird wie folgt geändert: 

§ 11 Satz 1 wird aufgehoben und erhält die Bezeichnung „1(frei)“.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Die Änderung tritt rückwirkend zum 1. November 2022 in Kraft.
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ABD Teil E, 1. 
(Regelungen für Auszubildende) 

und 
ABD Teil E, 2. 

(Regelungen für Praktikantinnen und 
Praktikanten (PraktR)) 

und
ABD Teil E, 4. 

(Regelungen für Studierende in ausbildungs­
integrierten dualen Studiengängen)

hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 12 vom 14. Juli 
2022 zum Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen 

Dienstes (TVAöD) – Besonderer Teil BBiG – vom 13. September 
2005, des Änderungstarifvertrags Nr. 16 vom 14. Juli 2022  

zum Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes 
(TVAöD) – Besonderer Teil Pflege – vom 13. September 2005, 

des Änderungstarifvertrags Nr. 9 vom 14. Juli 2022 zum 
Tarifvertrag für Praktikantinnen/Praktikanten des öffentlichen 

Dienstes (TVPöD) vom 27. Oktober 2009 sowie des Änderungs
tarifvertrags Nr. 2 vom 14. Juli 2022 zum Tarifvertrag für 

Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen 
im öffentlichen Dienst (TVSöD) vom 29. Januar 2020

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil E, 1.

Das ABD Teil E, 1. wird wie folgt geändert: 

§ 14 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

In § 14 Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „§ 3 Absatz 1 und 2“ durch das Wort 
„dem“ ersetzt.
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Artikel 2 
Änderungen des ABD Teil E, 2. und E, 4.

Das ABD Teil E, 2. und Teil E, 4. werden wie folgt geändert: 

§ 14 Absatz 2 wird jeweils wie folgt geändert:

�In § 14 Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „§ 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des 
Mutterschutzgesetzes“ durch die Worte „dem Mutterschutzgesetz“ ersetzt.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Die Änderungen treten rückwirkend zum 1. November 2022 in Kraft.
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ABD Teil E, 1.
(Regelungen für Auszubildende)

hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 12 vom  
14. Juli 2022 zum Tarifvertrag für Auszubildende des 

öffentlichen Dienstes (TVAöD) – Allgemeiner Teil –  
vom 13. September 2005

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil E, 1.

Das ABD Teil E, 1. wird wie folgt geändert:

§ 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

1. 	� In Buchstabe b wird die Angabe unter dem zweiten Spiegelstrich wie folgt 
gefasst:

	� „–	 �in der Operationstechnischen Assistenz und der Anästhesietech
nischen Assistenz, die unter das Gesetz über den Beruf der Anästhe-
sietechnischen Assistentin und des Anästhesietechnischen Assisten-
ten und über den Beruf der Operationstechnischen Assistentin und 
des Operationstechnischen Assistenten (Anästhesietechnische- und 
Operationstechnische-Assistenten-Gesetz – ATA-OTA-G) fallen.“

2. 	� Dem Buchstaben b wird folgende Anmerkung angefügt:

	� „Anmerkung zu Absatz 1 Buchstabe b zweiter Spiegelstrich:

	 –	� Für Schülerinnen/Schüler, die ihre Ausbildung in der Operationstech-
nischen Assistenz und der Anästhesietechnischen Assistenz vor dem 
1. Januar 2022 begonnen haben, richtet sich diese jeweils nach der 
Empfehlung der Deutschen Krankenhausgesellschaft vom 17. Sep-
tember 2013.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Die Änderungen treten rückwirkend zum 1. November 2022 in Kraft.
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ABD Teil C, 3.
(Dienstordnung für Religionslehrerinnen und

Religionslehrer im Kirchendienst)
hier: weitere Anrechnungsstunde für den Einsatz an  

mehreren Schulen

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil C, 3.

Das ABD Teil C, 3. wird wie folgt geändert:

§ 8 Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

„1Bei Einsatz an drei oder vier örtlich getrennten Schulen bzw. Teilen von Schu-
len (Mindestentfernung jeweils einfach 2,0 km) wird eine Anrechnungsstunde 
gewährt. 2Bei einem Einsatz an fünf oder mehr örtlich getrennten Schulen bzw. 
Teilen von Schulen wird eine weitere Anrechnungsstunde gewährt. 3Für die fünf-
te und jede weitere Einsatzstelle entfällt das Kriterium der Mindestentfernung.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Änderung tritt zum 1. September 2023 in Kraft. 
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ABD Teil A, 2.15.
(Entgeltordnung für Pfarrhelferinnen und 

Pfarrhelfer)
hier: Änderungen

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil A, 2.15.

Das ABD Teil A, 2.15. wird wie folgt geändert:

§ 1 wird wie folgt geändert:

�a) 	� In Absatz 1 wird die Zahl „5“ durch die Zahl „7“ ersetzt.

�b) 	� In Absatz 2 wird die Zahl „7“ durch die Zahl „8‘“ ersetzt.

Artikel 2 
Änderung der Bezeichnung

Das ABD wird wie folgt geändert:

1. 	� Das Inhaltsverzeichnis (A, 2.15.) wird wie folgt geändert:

 	� Die Worte „Pfarrhelferinnen und Pfarrhelfer“ werden durch die Worte 
„Pfarrreferentinnen und Pfarrreferenten“ ersetzt.

2. 	� § 8 Absatz 7 ABD Teil A, 1. wird wie folgt geändert:

	� Das Wort „Pfarrhelfer/innen“ wird durch das Wort „Pfarrreferenten/innen“ 
ersetzt.

3. 	� Die Bezeichnung des Teils A, 2.15. wird wie folgt gefasst:

	� „Entgeltordnung für Pfarrreferentinnen und Pfarrreferenten“

4. 	� § 1 ABD Teil A, 2.15. wird wie folgt geändert:

 	� a) 	� In § 1 Absatz 1 werden die Worte „Pfarrhelferinnen/Pfarrhelfer“ durch 
die Worte „Pfarrreferentinnen/Pfarrreferenten“ ersetzt.

 	� b) 	� In § 1 Absatz 2 werden die Worte „Pfarrhelferinnen/Pfarrhelfer“ durch 
die Worte „Pfarrreferentinnen/Pfarrreferenten“ ersetzt.

 	� c) 	� In § 1 Absatz 3 werden die Worte „Pfarrhelferinnen/Pfarrhelfer“ durch 
die Worte „Pfarrreferentinnen/Pfarrreferenten“ ersetzt.

 	� d) 	� In § 1 Absatz 4 werden die Worte „Pfarrhelferinnen/Pfarrhelfer“ durch 
die Worte „Pfarrreferentinnen/Pfarrreferenten“ ersetzt.

 	� e) 	� In § 1 Absatz 5 werden die Worte „Pfarrhelferinnen/Pfarrhelfer“ je-
weils durch die Worte „Pfarrreferentinnen/Pfarrreferenten“ ersetzt.
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5. 	� § 3 ABD Teil A, 2.15, wird wie folgt geändert:

 	� Die Worte „Pfarrhelferinnen und Pfarrhelfer“ werden durch die Worte 
„Pfarrreferentinnen und Pfarrreferenten“ ersetzt.

6. 	� § 4 ABD Teil A, 2.15. wird wie folgt geändert:

 	� Die Worte „Pfarrhelferinnen und Pfarrhelfer“ werden durch die Worte 
„Pfarrreferentinnen und Pfarrreferenten“ ersetzt.

7. 	� Es wird folgende Protokollnotiz zu ABD Teil A, 2.15. angefügt:

 	 �Zum 01.04.2023 wurde die Berufsbezeichnung „Pfarrhelferinnen/Pfarrhelfer“ durch die 
Berufsbezeichnung „Pfarrreferentinnen/Pfarrreferenten“ auf Antrag der Diözese Augsburg 
ersetzt.

8. 	� Das ABD Anhang III, 4. wird wie folgt geändert:

	� In § 2 Absatz 1 Nummer 5 werden die Worte „Pfarrhelferinnen und Pfarr-
helfer“ durch die Worte „Pfarrreferentinnen und Pfarrreferenten“ ersetzt.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Die Änderungen des Artikels 1 treten rückwirkend zum 1. September 2022 in 
Kraft. 

Die Änderungen des Artikels 2 treten rückwirkend zum 1. April 2023 in Kraft.
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ABD Teil A, 1. 
(Abschnitt VII: Sonderregelungen (§§ 44–46))

und
ABD Teil A, 2.3.

(Zusätzliche Tätigkeitsmerkmale für bestimmte 
Angestelltengruppen)

und 
ABD Teil A, 3. 

(Regelungen zur Überleitung der Beschäftigten 
und des Übergangsrechts RÜÜ)

hier: Neufassung der Entgeltordnung für Beschäftigte  
an offenen und gebundenen Ganztagsschulen mit 

Folgeänderungen

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil A, 1.

Das ABD Teil A, 1. wird wie folgt geändert: 

1. 	� § 44 wird wie folgt geändert:

	� Nach dem Wort „Erziehungsdienst“ wird der Klammersatz „(einschließlich 
der Beschäftigten, die nach Teil A, 2.3. Nummer 39 eingruppiert sind)“ 
eingefügt.

2. 	� In der Anlage zu § 44 wird § 1 Entgelt wie folgt geändert:

	� a) 	� In Absatz 1 werden nach der Zahl 30 die Worte „oder 39“ eingefügt.

	� b) 	� In Absatz 6 werden jeweils nach der Zahl 30 die Worte „oder 39“ ein-
gefügt.

Artikel 2 
Änderungen des ABD Teil A, 2.3.

Das ABD Teil A, 2.3. wird wie folgt geändert: 

Nummer 39 wird wie folgt gefasst:

�„39. Beschäftigte an offenen und gebundenen Ganztagesschulen
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Entgeltgruppe S 2

Beschäftigte ohne einschlägige Ausbildung (z. B. Personen, die in der Sprach- 
und Leseförderung eingesetzt werden; Eltern, die handwerkliche, künstlerische 
oder hauswirtschaftliche Angebote leisten)

Entgeltgruppe S 3

Beschäftigte mit einschlägiger fachlicher Ausbildung (z. B. Übungsleiter, Hand-
werker mit Gesellenprüfung, Kinderpfleger, staatlich anerkannte Leiterinnen 
und Leiter im Laienmusizieren, staatlich geprüfte Fremdsprachenkorrespon-
denten)

Entgeltgruppe S 4

Beschäftigte der Entgeltgruppe S 3 nach fünfjähriger Bewährung in Entgelt-
gruppe S 3

Entgeltgruppe S 8a

1. 	� Erzieher

2. 	� Beschäftigte mit einschlägiger fachlicher Ausbildung, die i.d.R. einen mitt-
leren Schulabschluss voraussetzt (Ergotherapeuten, Logopäden, staatl. 
geprüfter Sportlehrer im freien Beruf) 

3. 	� Beschäftigte mit einschlägiger fachlicher Ausbildung, nach der eine be
rufliche Weiterbildung absolviert wurde (z. B. Handwerker mit Meister
prüfung, Ausbildung Berufsfachschule für Musik mit pädagogischer Zu-
satzqualifikation, staatlich geprüfte Übersetzer und Dolmetscher)

4. 	� Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung 
und fachlicher Tätigkeit, sofern sie nicht unter die Entgeltgruppe S 16 
fallen

Entgeltgruppe S 8b

1. 	� Beschäftigte, deren Tätigkeit sich aus der Entgeltgruppe S 8a dadurch 
heraushebt, dass sie als Koordinatorin oder Koordinator tätig sind

2. 	� Beschäftigte, deren Tätigkeit sich aus Fallgruppe 1 dadurch heraushebt, 
dass sie als Koordinatorin oder Koordinator für mindestens drei Gruppen 
tätig sind, erhalten eine Zulage in Höhe des Differenzbetrags der Stufen 5 
und 6 der Entgeltgruppe S 8b.

Entgeltgruppe S 11b

Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen 
mit staatlicher Anerkennung sowie sonstige Beschäftigte mit Diplomabschluss 
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an einer Fachhochschule bzw. einer Hochschule für angewandte Wissenschaf-
ten (z. B. Diplom-Musiklehrer/Diplom-Musikpädagoge) oder mit Bachelorab-
schluss (z. B. Bachelor of Music in Instrumental-/Gesangspädagogik)

Entgeltgruppe S 14

1. 	� Beschäftigte, deren Tätigkeit sich aus der Entgeltgruppe S 11b dadurch 
heraushebt, dass sie als Koordinatorin oder Koordinator tätig sind.

2. 	� Beschäftigte, deren Tätigkeit sich aus Fallgruppe 1 dadurch heraushebt, 
dass sie als Koordinatorin oder Koordinator für mindestens drei Gruppen 
tätig sind, erhalten eine Zulage in Höhe des Differenzbetrags der Stufen 5 
und 6 der Entgeltgruppe S 14.

Entgeltgruppe S 16

Beschäftigte mit einschlägiger abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschul-
bildung und entsprechender fachlicher Tätigkeit

Protokollnotizen zu Nummer 39:

1. 	� 1Beschäftigte, denen entsprechende Tätigkeiten als Praxisanleiterin/Praxisanleiter in der 
Ausbildung von Erzieherinnen/Erziehern, von Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern, von So-
zialassistentinnen/Sozialassistenten oder von Heilerziehungspflegerinnen/Heilerziehungs-
pflegern übertragen sind und die die übertragene Tätigkeit mit einem zeitlichen Anteil von 
mindestens 15 Prozent an ihrer Gesamttätigkeit ausüben, erhalten für die Dauer dieser 
Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 70,00 Euro monatlich. 2Die Zulage wird nur für Zeiträu-
me gezahlt, in denen Beschäftigte einen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Ent-
gelts nach § 21 haben.

2. 	� Bis zur Schaffung einer Dienstordnung für das Personal im Ganztag gilt hinsichtlich der 
mittelbaren Arbeit Folgendes: 1Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
des pädagogischen Personals verteilt sich auf unmittelbare Tätigkeit (pädagogische Ar-
beit) und mittelbare Tätigkeit. 2Die für die mittelbare Tätigkeit zur Verfügung stehende Ar-
beitszeit in einer offenen bzw. gebundenen Ganztagsschule darf 15 v. H. der gesamten 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit des in dieser Einrichtung tätigen pädagogischen 
Personals (Gesamtzeit für mittelbare Tätigkeit) nicht unterschreiten. 3Die Verteilung und 
die Festlegung der zeitlichen Lage der Arbeitszeit für mittelbare Tätigkeit der einzelnen 
pädagogischen Beschäftigten erfolgt im Rahmen der Dienstplangestaltung durch die 
Koordinatorin bzw. den Koordinator des Ganztags nach billigem Ermessen. 4Die Koordi-
natorin bzw. der Koordinator des Ganztags erhält auch über die Gesamtzeit für mittelbare 
Tätigkeit hinaus im notwendigen Umfang Zeit für Leitungsaufgaben.

3.  	� Beschäftigte, die am 31. Juli 2023 in der Nr. 39.1 eingruppiert sind, verbleiben für die 
Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit in ihrer Entgeltgruppe.

4.  	� Für Beschäftigte, die aus der bis zum 31. Juli 2023 geltenden Nr. 39.2 in die ab dem  
1. August 2023 geltende Nr. 39 übergeleitet werden, gelten folgende Sonderregelungen:

	� a) 	� Die Beschäftigten werden stufengleich und unter Mitnahme der in ihrer Stufe zurück-
gelegten Stufenlaufzeit übergeleitet.

	� b) 	� Übersteigt das bisherige Tabellenentgelt das neue Tabellenentgelt einschließlich der 
SuE-Zulage, erhält die/der Beschäftigte eine Besitzstandszulage. Die Höhe dieser 
Besitzstandszulage bemisst sich nach dem jeweiligen Unterschiedsbetrag zu dem 
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Tabellenentgelt, das sich bei ungeänderter Eingruppierung ergeben hätte. Der Unter-
schiedsbetrag ist kalendermonatlich zu berechnen.

	� c) 	� Zeiten mit Tätigkeiten der Entgeltgruppe 5 der bisherigen Nummer 39 werden auf die 
Bewährungszeit für die Entgeltgruppe S 4 angerechnet.

5.  	� Eine Überprüfung und Neufeststellung der Eingruppierungen findet aufgrund der Über
leitung nicht statt.“

Artikel 3 
Änderungen des ABD Teil A, 3.

Das ABD Teil A, 3. wird wie folgt geändert: 

§ 24e wird wie folgt geändert:

	 �In Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 werden jeweils nach der Zahl 30 die Worte 
„oder 39“ eingefügt.

Artikel 4 
Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. August 2023 in Kraft.
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ABD Teil D, 7.
(Regelung über die Bewertung der Personal­

unterkünfte für Beschäftigte) 
hier: Änderungen

Artikel 1  
Änderungen des ABD Teil D, 7. 

Das ABD Teil D, 7. wird wie folgt geändert: 

1. 	� § 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird wie folgt geändert:

Wertklasse Personalunterkünfte EUR/m² Nutzfläche 
monatlich

1 ohne ausreichende 
Gemeinschaftseinrichtungen 8,90

2 mit ausreichenden 
Gemeinschaftseinrichtungen 9,86

3 mit eigenem Bad oder Dusche 11,28

4 mit eigener Toilette und Bad oder 
Dusche 12,54

5 mit eigener Kochnische, Toilette 
und Bad oder Dusche 13,36

2. 	� In § 3 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Regelung über die Bewertung der 
Personalunterkünfte für Beschäftigte“ wird der Betrag „4,85 EUR“ durch 
„5,33 EUR“ ersetzt. 

Artikel 2 
Inkrafttreten

Die Änderungen treten rückwirkend zum 1. Januar 2023 in Kraft.
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Universal Medien GmbH, Fichtenstraße 8, 82061 Neuried bei München 
Auflage 5.700


